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Einleitung. 


Die  Sparkassen  treten  verhältnismässig  spät  in  der  wirtschaft- 
lichen Entwicklung  in  Erscheinung.  Ihre  Anfänge  reichen  nicht 
weit  über  die  letzten  Jahrzehnte  des  i8.  Jahrhunderts  zurück;  ihre 
Entwicklung  und  Ausbreitung  gehört  fast  ganz  dem  19.  Jahrhun- 
dert an.  Als  Grund  dieser  Erscheinung  kann  man  annehmen, 
dass  ihre  Existenz  sich  auf  wirtschaftliche  und  soziale  Verhält- 
nisse gründet,  welche  in  früheren  Zeiten  entweder  nicht  vorhanden 
waren  oder  doch  nicht  in  dem  Mass  in  den  Vordergrund  traten, 
dass  aus  ihnen  ein  Bedürfnis  nach  Veranstaltungen  dieser  Art 
zur  Geltung  kommen  konnte. 

Die  Sparkassen  entsprangen  einer  sittlichen  Idee;  sie  wurden 
gegründet,  um  vor  allem  den  unteren  Schichten  des  Volkes  Ge- 
legenheit  zu  geben,  kleine  ersparte  Geldbeträge  sicher  aufzube- 
wahren. Sie  sollten  zur  Sparsamkeit  aufmuntern  und  dadurch 
die  Gefahren  mildern,  welche  dem  Unbemittelten  durch  Arbeits- 
losigkeit, Krankheit  oder  Alter  drohen,  oder  ihm  die  Kapitalbil- 
dung und  damit  die  Erlangung  besserer  wirtschaftlicher  Existenz 
erleichtern. 

Die  Gebundenheit,  in  welcher  in  früheren  Wirtschaftsperioden 
der  grösste  Teil  der  niederen  Volksschichten  lebte,  hatte  den 
Vorzug,  die  Existenz  des  Einzelnen  sicherzustellen  und  ihn  vor 
manchen  Nachteilen  zu  schützen,  welche  die  heutige  Wirtschafts- 
ordnung als  unerfreuliche  Begleiterscheinungen  aufw'eist.  Als  die 
volkswirtschaftliche  Entwicklung  die  Tendenz  annahm,  an  Stelle 
der  Hörigkeit  oder  der  Zunftverfassung  die  Ereiheit  der  Person 
und  des  Arbeitsvertrages  zu  setzen,  als  die  gewerbliche  Produk- 
tion ihren  Schwerpunkt  vom  Handwerk  in  die  Industrie  verlegte 
und  damit  ein  zahlreicher,  besitzloser  Arbeiterstand  sich  bildete, 
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da  kamen  soziale  Schäden  manigfacher  Art  zuf  Geltung.  Sie  er- 
we:kten  das  Mitgefühl  und  das  Bestreben,  Veranstaltungen  zur 
Htbung  der  materiellen  Not  zu  treffen.  Als  solche  Aeusserungen 
so;  ialen  Empfindens  für  die  wirtschaftlich  schwächeren  Volksge- 
no.sen  sind  die  Sparkassen  entstanden.  Zeitlich  fallen  ihre  An- 
fäige  mit  den  grossen  wirtschaftlichen  Reformen  zusammen,  die 
di(%tzt  herrschende  Wirtschaftsordnung  anbahnten.  Es  genügt 
au'  diesen  zeitlichen  Zusammenhang  hinzuweisen,  um  erkennen 
7.U  lassen,  dass  die  Errichtung  von  Sparkassen  erst  einem  in 
neaerer  Zeit  hervorgetretenen  allgemeinen  Bedürfnisse  entsprach. 

Die  Idee  der  Sparkassen  ist  deutschen  Ursprungs.  Zuerst 
wi  rden  in  den  6oer  Jahren  des  i8.  Jahrhunderts  in  einzelnen 
nc  rddeutschen  Städten  Sparkassen  errichtet.  Sie  verdankten  ihre 
Gl  ündung  meist  der  Anregung  einsichtiger  Fürsten  (Braunschweig, 

O denburg)  oder  dem  Wohlthätigkeitssinn  achtbarer  Bürger,  die 
sirh  zu  einem  Verein  behufs  Errichtung  einer  Sparkasse  zusammen- 
schlossen (Hamburg).  Nur  wenig  später  entstanden  die  ersten 
Sj.arkassen  in  England.  Infolge  des  grossen  wirtschaftlichen  Vor- 
si  rungs,  den  dieses  Land  vor  den  damals  durch  die  Wirren  der 
n;  poleonischen  Kriege  aufgewühlten  Staaten  des  Kontinents  er- 
la  igte,  vermehrte  sich  die  Zahl  der  Sparkassen  ungleich  rascher 
als "’in  Deutschland,  wo  die  Kriegsjahre  zunächst  die  weitere  Au.s- 
d dinung  der  Sparkassen  nicht  nur  hemmten,  sondern  die  bereits 

e richteten  teilweise  wieder  zur  Auflösung  brachten. 

Erst  nach  der  Rückkehr  friedlicher  Zeiten  konnte  auch  in 
1.  eutschland  wieder  das  Bestreben  erwachen,  Anstalten  zur  He- 
b-ing  des  tiefgesunkenen  Volkswohlstandes  zu  eirichten.  Ueber 
al  war  das  Volk  verarmt,  der  Bauernstand  in  Elend  und  Not 
versunken;  die  Unsicherheit  des  Verkehrs,  der  Mangel  an  Kredit 
hatten  Handel  und  Gewerbe  lahm  gelegt ; ein  verderblicher  W ucher 
teutete  Stadt  und  Land  aus.  Bessere  Zeiten  konnten  erst  kom- 
rien,  als  der  Friedensschluss  zunächst  wieder  Ruhe  und  Sicher- 
leit ’ verschaft't  hatte.  Dann  kam  die  tiefgreifende  Aenderung. 
v'elche  die  politischen  Verhältnisse  mit  der  Ersetzung  vieler 
1 leiner  Staatsgebilde  durch  eine  im  Verhältnis  zu  früher  gennp 
Zahl  kräftiger  Staatswesen  erfuhren.  Auf  wirtschaftlichem  Gebiet 
^!■ar  dies  von  nicht  minderer  Bedeutung  wie  die  auf  die  Ideen  der 
Iranzösischen  Revolution  und  die  Lehre  Adam  Smiths  sich 
; tützenden  Reformen,  welche  die  alten  Beschränkungen,  che  lange 
die  Entwicklung  des  Gewerbefleisses  gehindert  hatten,  beseitigten. 
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Einleitung.  3 

die  Hörigkeitsverhältnisse  aufhüben  und  damit  den  Anstoss  zu 
neuer  vielseitiger  Thätigkeit  auf  allen  Erwerbsgebieten  gaben. 
Landwirtschaft,  Handel,  Gewerbe  und  Verkehr  konnten  aufat- 
men , es  stellten  sich  wieder  Vertrauen  und  Kredit  ein,  der 
Produzent  konnte  auf  sicheren  Absatz  seiner  Produkte,  auf  rich- 
tigen Eingang  seines  Geldes  rechnen , der  Arbeiter  fand  wiedei 
A^I-beit  und  Verdienst;  die  Besserung  der  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse ergriff  immer  weitere  Kreise  des  Volkes;  sie  ermöglichte 
es  auch  wieder,  von  dem  jetzigen  Verdienst  einen  Teil  für  die 
Zeit  des  Alters  und  der  Not  zurückzulegen , Ersparnisse  zu 

machen. 

Aber  die  Besserung  der  Verhältnisse  trat  doch  für  weite 
Schichten  des  Volkes  nur  allmählich  ein,  Schafi'te  auch  die  ver- 
mehrte Arbeitsgelegenheit  den  Taglöhnern,  Arbeitern  u.  s.  w. 
mehr  Verdienst  wie  früher,  so  fehlte  es  diesen  Kreisen  doch  meist 
an  der  erforderlichen  Selbstzucht  und  Einsicht,  um  Spargroschen 
für  die  Zukunft  zurückzulegen.  Diesem  Missstande  sollten  die 
Sparkassen  abhelfen,  welche  den  Leuten  die  Aufbewahru^ig  kleiner 
ersparter  Geldbeträge  abnahmen , sie  dadurch  vor  der  Gefahr  des 
Verlustes  oder  der  noch  grösseren  Gefahr  bewahrten,  dass  das 
bereits  ersparte  Geld  doch  noch  zu  irgend  einem  Genusszweck 

verwendet  würde. 

Die  Bestrebungen,  Sparkassen  zu  errichten,  reichen  auch  in 
Süddeutschland  ziemlich  weit  zurück.  Speziell  in  Baden  bemühten 
sich  schon  seit  längerer  Zeit  angesehene,  im  gemeinnützigen  Geiste 
wirkende  Männer,  derartige  Anstalten  ins  Leben  zu  rufen.  Die 
Akten  erwähnen  einen  katholischen  Pfarrer,  ohne  seinen  Namen 
zu  nennen,  welcher  schon  im  Jahre  1803  in  Freiburg  sich  lebhaft 
um  die  Gründung  einer  Sparkasse  bemüht  hat.  Abei  bei  dei 
Ungunst  der  Zeit  gelang  es  der  privaten  Initiative  noch  nicht,  in 
dieser  Richtung  einen  Erfolg  zu  erzielen.  Die  Schwierigkeit,  einen 
genügenden  finanziellen  Rückhalt  zu  schaffen , mag  der  Haupt- 
grund hierfür  gewesen  sein.  In  den  unteren  Volksschichten  selbst 
war  die  richtige  Einsicht  noch  nicht  so  weit  vorgeschritten,  dass 
sich  aus  ihnen  heraus  ein  Bedürfnis  nach  Sparkassen  lebhaft  zur 
Geltung  gebracht  hätte.  Ihre  Existenz  verdanken  die  ersten  Spar- 
kassen der  öffentlichen  Fürsorge  der  Regierungen  und  der  Ge- 
meindev^erwaltungen  sowie  dem  gemeinnützigen  Wiiken  ange- 
sehener Männer,  die  den  hohen  \\  ert,  welcher  den  Sparkassen  in 
ethischer  wie  in  sozialer  Hinsicht  zukommt,  erkannt  hatten  und 
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di(  Förderung  des  Sparkassengedankens  sich  eifrig  angelegen 
se  n Hessen.  Infolge  der  Verwaltungsorganisation  übte  die  Re- 
pi(  runp-  damals  einen  Einfluss  aus,  der  unmittelbar  auch  in  der 
V(  rwaltung  der  Stadtgemeinden  wirksam  war.  Die  Entwicklung 
brichte  es  daher  in  der  Folgezeit  mit  sich,  dass  in  Deutschland 
verzugsweise  die  Gemeinden  Träger  der  Sparkassen  wurden,  und 
das  Gemeindevermögen  der  Rückhalt,  auf  welchen  die  Sicherheit 
der  Spareinlagen  sich  stützte. 

Die  nachfolgende  Abhandlung  bezweckt  die  Darstellung  des 
Ei.twicklungsganges  des  Sparkassenwesens  im  Grossherzogtum 
B:  den.  Die  Sparkassen  haben  sich  aus  kleinen  Anfängen  zu  einer 
w chtigen  volkswirtschaftlichen  Institution  entwickelt.  Ihre  Re- 
dtutung  beruht  nicht  nur  auf  der  in  ethischer  Beziehung  so  wich- 
tigen Förderung  der  wirtschaftlichen  Tugend  des  Sparens,  sondern 
ai  ch  auf  ihrer  Funktion  als  Verwalter  eines  grossen  Teiles  des 
V hksvermögens,  und  zwar  gerade  desjenigen  der  minder  wohl- 
lubenden  Kreise  der  Bevölkerung,  sowie  auf  ihrer  Eigenschaft 
al;  wichtige  Kreditquellen  vorzüglich  für  den  ländlichen  Grundbe- 
si  z.  Der  leitende  Gesichtspunkt  für  die  Darstellung  ergiebt  sich 
bi:i  einem  gemeinwirtschaftlichen  Institute  von  selbst;  es  ist  die 
Forderung,  welche  die  Gesamtwohlfahrt  durch  das  Bestehen  des- 
S(  Iben  erfährt. 


I. 

Anfänge  des  Sparkassenwesens  in  Baden.  Leih- 
häuser. Waisenkassen. 

In  den  Wirren  der  Kriegsjahre  hatte  allmählich  infolge  einer 
klugen  Politik  des  Kurfürsten  aus  einem  Gewirr  badischer  Stamm- 
lande, österreichischer,  kurpfälzisch-ba3’erischer,  bischöflicher  und 
Kloster-Gebiete,  Standesherrschaften  und  Reichsstädte  das  jetzige 
Grossherzogtum  Baden  sich  zusammengefügt  und  der  Kurfürst 
Karl  Friedrich  durch  die  Konföderationsakte  des  Rheinischen 
Bundes  mit  dem  Titel  eines  Grossherzogs  die  volle  Souveränität 
erhalten.  Die  nächstliegende  Aufgabe  war,  Ordnung  in  die  völlig 
zerfahrenen  Verhältnisse  des  Tandes  zu  bringen.  Durch  Einführung 
des  Code  Napoleon  als  allgemeines  Landrecht  sowie  durch  die 
Errichtung  des  Überhofgerichts  in  Bruchsal  und  der  Hofgerichte 
zu  Freiburg,  Rastatt  und  Mannheim  wurde  für  eine  geordnete 
Rechtspflege  gesorgt.  Die  innere  Verwaltung  wurde  dem  Mini- 
sterium des  Innern  übertragen,  welchem  die  Direktorien  der  lo 
Kreise,  in  die  das  Land  eingeteilt  war,  unterstellt  wurden.  Die 
untersten  Verwaltungsbehörden  waren  Bezirksämter,  welche  in  den 
4 grösseren  Städten  (Karlsruhe,  P'reiburg,  Heidelberg,  ITannheim) 
Stadtämter  hiessen ; an  der  Spitze  der  letzteren  standen  Stadt- 
direktoren. Diese  Bezirks-  bezw.  Stadtämter  hatten  den  grössten 
Teil  der  Verwaltungsangelegenheiten  zu  besorgen,  welche  durch 
die  Gemeindeordnung  von  1832  der  Selbstverwaltung  der  Ge- 
meinden überwiesen  wurden.  Daneben  lagen  ihnen  einige  Punk- 
tionen der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  ob.  Eine  Hauptaulgabe 
war  die  Pflege  der  W’ohlfahrtspolizei.  Neben  den  Stadtämtern 
bestanden  noch  die  Stadträte,  ebenfalls  Grossherzogliche  Behör- 
den, denen  die  Besorgung  der  Finanzangelegenheiten  übertragen 
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war.  Die  Interessen  der  Bürgerschaft  fanden  ihre  Vertretung  in 
den  Bürgerausschüssen. 

Die  Uebertragung  der  Gemeindeverwaltung  an  Grossh.  Be- 
amte wirkte  insofern  günstig,  als  in  Baden  an  der  Spitze  der 
Verwaltuntrsbehörden  Männer  standen,  denen  die  Hebung  des 
Volkes  in  sittlicher  und  materieller  Beziehung  als  ihre  vornehmste 
Pflicht  galt.  Hauptsächlich  durch  die  Wirksamkeit  der  Stadtämter 
kamen  die  ersten  Anstalten,  die  dem  Wohle  des  niederen  Volkes 
dienen  sollten,  zu  Stande.  Zu  diesen  Anstalten  gehörten  einmal 
Leihhäuser,  die  das  Volk  aus  den  Händen  der  Wucherer  befreien, 
sodann  aber  Sparkassen,  welche  die  unteren  Stände  zur  Spar- 
samkeit erziehen  und  ihnen  damit  den  Weg  weisen  sollten,  durch 
eigene  Kraft  sich  ein  besseres  Los  zu  verschaffen. 

Leihhäuser  und  Sparkassen  erscheinen  in  den  ersten  Pintwick- 
lungsstadien  beider  Anstalten  so  eng  miteinander  verbunden,  dass 
es  nötig  ist,  auf  die  ersteren  kurz  einzugehen.  Es  ist  ein  Zeichen 
erfreulichen  wirtschaftlichen  Fortschritts  und  gestiegenen  Volks- 
wohlstandes, dass  die  Leihanstalten  heute  zu  den  absterbenden 
wirtschaftlichen  Institutionen  zu  zählen  sind.  In  jener  Zeit  aber 
galten  sie  nach  allgemeiner  Ansicht  als  .\nstalten  von  segens- 
reicher Wirksamkeit.  Der  Wucher  hatte  sich  die  Not  der  Zeit 
zu  Nutzen  gemacht;  zu  unerschwinglichen  Zinsen  und  harten  Be- 
dinffuneen  musste  sich  der  kleine  Mann  verstehen,  wenn  die  Ar- 
mut  ihn  zwang,  Kredit  in  Anspruch  zu  nehmen.  Das  Uebel  trat 
um  so  schärfer  hervor,  je  geringer  in  den  Kriegszeiten  bei  dem 
Darniederliegen  von  Handel  und  Gewerbe  die  Möglichkeit  war, 
durch  Arbeit  etw'as  zu  verdienen.  Die  Bestrebungen  der  Re- 
gierung, dem  Unwesen  des  Wuchers  zu  steuern,  kamen  daher 
vielfachen  Wünschen  auf  Errichtung  von  Leihanstalten  entgegen. 
Dieselben  erschienen  auch  als  das  geeignetste  Mittel,  die  kleinen 
Leute  vor  dem  Wucher  zu  schützen,  ihnen  aber  zugleich  den 
zum  Leben  notw^endigen  Kredit  nicht  zu  nehmen.  Die  Forderung 
der  Errichtung  von  Leihanstalten  wurde  hauptsächlich  seitens  der 
Stadtverwaltungen  erhoben ; sie  versprachen  sich  von  ihnen  eine 
Verminderung  der  Armenlasten.  Die  Regierung  stand  diesen  Be- 
strebungen anfangs  w'ohlwollend  gegenüber,  ja  auf  ihr  Betreiben 
hin  entstand  das  Pfandhaus  Karlsruhe  entgegen  den  Wünschen 
des  Stadtrats,  welcher  im  Gegensatz  zu  anderen  Stadtverwaltungen 
in  dieser  Frage,  durch  Sonderrücksichten  flnanzieller  Art  geleitet, 
einen  ablehnenden  Standpunkt  einnahm.  Die  markgräfliche  Re- 
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gierung  betrieb  die  Errichtung  eines  Leihhauses  in  Karlsruhe  be- 
reits seit  dem  Jahre  1764.  Die  Verhandlungen  führten  indess 
lange  Zeit  hindurch  nicht  zum  Ziele,  sie  kamen  erst  wieder  in 
Pfluss,  als  im  Jahre  1807  der  Polizeidirektor  Hofrat  Graf  von 
Benzel-Sternau  in  einem  Bericht  über  den  Zustand  des  Armen- 
\vesens  der  Stadt  Karlsruhe  die  Plrrichtung  des  Leihhauses  als 
ein  Hauptmittel  indirekter  Armenfürsorge  warm  empfahl.  Aut 
unmittelbare  Veranlassung  des  Grossherzogs  selbst  wurde  von 
einer  Kommission  ein  Statut  entworfen.  Während  die  Verhand- 
lungen hierüber  noch  schwebten,  wurde  im  Jahre  1809  das  Leih- 
haus in  Mannheim  mit  städtischer  Garantie  als  die  erste  Anstalt 
dieser  Art  in  Baden  ins  Leben  gerufen.  Das  Leihhaus  Karlsruhe 
kam  erst  1812  zu  Stande. 

Zur  Verwaltung  des  Karlsruher  Leihhauses  wurde  eine  Kom- 
mission bestellt,  welche  sich  aus  je  einem  Mitgliede  des  Direkto- 
riums des  Pfinz-  und  Enzkreises , des  Grossh.  Stadtamtes,  des 
Stadtrats  und  zwei  Mitgliedern  des  Bürgerausschusses  zusammen- 
setzte. Sowohl  in  Mannheim  wie  in  Karlsruhe  wurde  kein  be- 
stimmter P'ond  als  Betriebskapital  ausgeworfen,  sondern  die  er- 
forderlichen Gelder  sollten  durch  Kredit  aufgenommen  und  daför 
seitens  der  Stadtgemeinden  Garantie  geleistet  werden.  In  Karls- 
ruhe sah  demgemäss  § l des  Entwurfs  einer  Leihhausordnung  die 
Verbindung  mit  einer  Anleiheanstalt  vor,  um  grössere  Kapitalien 
durch  Ausgabe  von  Obligationen  herbeizuziehen,  daneben  aber 
auch  von  Dienstboten,  Taglöhnern  u.  s.  w.  Spargelder  anzunehmen. 
Diese  Idee  kam  jedoch  in  den  ersten  Jahren  noch  nicht  zur  Aus- 
führung, die  Leihhauskommission  nahm  vorerst  die  erforderlichen 
Gelder  lediglich  auf  Kredit  bei  Privaten  aut.  Der  Gedanke,  eine 
Ersparniskasse  mit  dem  l.eihhause  zu  verbinden,  kam  sodann  1814 
in  der  Leihhauskommission  wieder  zur  Sprache  und  v'eranlasste 
eine  Eingabe  an  das  Grossh.  Stadtamt,  in  welcher  unter  ein- 
gehender Darlegung  der  Nützlichkeit  einer  solchen  Anstalt  um 
die  Errichtung  derselben  im  Anschluss  an  das  Leihhaus  gebeten 

wurde. 

Auf  die  Gründungsgeschichte  der  Karlsruher  Ersparniskasse, 
der  ersten  in  Baden,  soll  später  eingegangen  werden.  Hier  soll 
nur  noch  bezüglich  des  Verhältnisses  der  Leihhäuser  zu  den 
Sparkassen  darauf  hingewiesen  werden,  dass  auch  die  nächsten 
nach  der  Karlsruher  in  Baden  entstandenen  Sparkassen  (Mann- 
heim 1822,  P'reiburg  1829,  Heidelberg  1831)  teils  in  nahe  Be- 
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Ziehung  zu  den  dort  bereits  bestehenden  Leihhäusern  traten,  teils 
in  Verbindung  mit  solchen  errichtet  wurden.  In  manchen  Städten 
(Heidelberg,  Lahr)  wurde  es  als  unmöglich  erachtet,  eine  Spar- 
kasse ohne  ein  dazu  gehöriges  Leihhaus  zu  errichten.  Die  Spar- 
kassen sollten  die  Betriebsmittel  für  die  Leihhäuser  liefern.  Man 
überschätzte  dabei  die  Bedeutung  der  Leihhiiuser  und  unterschätzte 
den  hohen  Wert  der  Sparkassen;  die  ersteren  galten  als  die  für 
die  Stadtinteressen  nützlicheren  Institute.  Die  Anschauung  von 
dem  organischen  Zusammenhang  beider  Institute  wich  erst  nach 
längerer  Zeit  der  richtigen  Auffassung.  Das  Grossh.  Ministerium 
des  Innern  hingegen  sah  bald  ein,  dass  die  unbedingte  Gemein- 
nützigkeit der  Leihanstalten  nicht  ohne  gewisse  Einschränkung 
anzuerkennen  sei,  dass  sich  mit  einigen  Voi  teilen  grosse  Nachteile 
verbanden.  Dazu  kam,  dass  das  Pfandhaus  Karlsruhe  sowohl 
durch  schlechte  Verwaltung  wie  durch  Einbruchsdiebstähle  grosse 
X'erluste  erlitt,  welche  die  Stadt  Karlsruhe  stark  in  Mitleidenschaft 
zogen.  Auch  der  Senat  der  Universität  Heidelberg  nahm  gegen 
die  Errichtung  eines  Leihhauses  daselbst  Stellung. 

Eür  die  älteren  Sparkassen  behielten  die  Leihhäuser  in  der 
Folgezeit  noch  insoweit  eine  gewisse  Bedeutung,  als  sie  die  Spar- 
kassengelder in  laufender  Rechnung  übernahmen.  Indessen  liefen 
die  Sparkassengelder  schon  nach  einigen  Jahren  so  stark  ein,  dass 
die  Leihhäuser  sie  nicht  mehr  in  ihrem  Pfandleihgeschäft  unter- 
bringen konnten.  Dies  gab  Veranlassung  zu  Diherenzen,  die  in 
der  PVlgezeit  für  die  Entwicklung  der  Spaikassen  von  Bedeutung 
geworden  sind.  Die  Geschäftsverbindung  der  Mannheimer  Spar- 
kasse mit  dem  städtischen  Leihhaus  löste  sich  erst  im  Jahre  1841. 

Die  Leihhäuser,  welche  wie  die  Sparkassen  der  Idee  der 
humanen  P'ürsorge  lür  die  unteren  Klassen  des  Volkes  ihren  Ur- 
sprung verdanken,  waren  trotzdem  keine  Vorläufer  der  Sparkassen; 
wohl  aber  kann  man  als  solche  eine  andere  Klasse  von  Anstalten 
bezeichnen,  die  in  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  im 
südlichen  Teile  des  Schwarzwaldes  entstanden,  die  Waisenkassen. 
Diese  sollten  den  Waisenpflegern  die  Pflicht  der  nutzbringenden 
Anlegung  der  ihrer  Obhut  anvertrauten  Waisengelder  erleichtern, 
zumal  dieselbe  um  so  schwieriger  wurde,  je  strenger  das  Vor- 
mundschaftsrecht sich  entwickelte.  Die  Waisenkassen  verdankten 
ihre  Pintstehung  einigen  damals  dort  herrschenden  kleinen,  reichs- 
unmittelbaren, geistlichen  oder  weltlichen  Territorialherren.  Diese 
Anstalten  waren  nicht  nur  in  ihrer  Einrichtung  und  Geschäftsführung 
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den  Sparkassen  ähnlich,  sondern  sie  fingen  auch,  allerdings  gegen 
die  Absicht  ihrer  Stifter  und  gegen  die  Bestimmungen  ihrer  Sta- 
tuten, bald  an,  ausser  Waisengeldern  auch  Gelder  mündiger  Per- 
sonen verzinslich  anzunehmen,  d.  h.  als  Sparkassen  zu  fungiren. 

Zwei  der  heute  noch  mit  Gemeindebürgschaft  bestehenden 
Sparkassen,  Bonndorf  und  Heiligenberg,  führen  ihren  Ursprung 
direkt  auf  solche  Waisenkassen  zurück.  Die  Sparkasse  Bonndorf 
wird  sogar  vielfach  aus  diesem  Grunde  als  die  älteste  Deutsch- 
lands bezeichnet,  freilich  mit  Unrecht,  da  die  Umwandlung  in  eine 
Sparkasse  erst  im  Jahre  1846  erfolgte.  Ausser  diesen  beiden  be- 
standen W^aisenkassen  noch  in  Salem,  Buchheim,  Stetten  und 
einigten  anderen  Orten.  Wann  diese  Kassen  entstanden  sind  liess 
sich  nicht  immer  feststellen.  Die  Waisenkasse  Stetten  bestand 
schon  1761.  Mit  Ausnahme  der  beiden  zuerst  genannten  Kassen 
verschwanden  sie  meist  mit  dem  Uebergang  der  Landeshoheit  an 
das  Grossherzogtum,  da  dieses  die  Garantie  für  die  vielfach  durch 
Misswirtschaft  in  Verfall  geratenen  Kassen  nicht  übernehmen 
wollte.  Ausser  in  Bonndorf  und  Heiligenberg  stehen  die  heute 
vorhandenen  Sparkassen  in  den  genannten  Orten  mit  den  früheren 
Waisenkassen  in  keinem  Zusammenhang. 

Die  Waisenkasse  Bonndorf  wurde  von  dem  Fürstabt  Martin  II. 
am  22.  Oktober  1767  für  7 Orte  des  damaligen  Stiftes  St.  Blasien 
ins  Leben  gerufen.  Die  Annahme  der  Waisengelder  geschah 
durch  das  fürstliche  Rentamt,  welches  die  Kapitalien  zu  5^’/« 
lieh  und  davon  4^'/o  A-E  Aie  Waisen  gutschrieb.  Die  Herrschaft 
übernahm  die  Garantie  für  alle  Verbindlichkeiten,  wofür  ihr  die 
Ueberschüsse  zufielen.  Trotzdem  das  revidierte  Statut  vom  Jahre 
1772  ausdrücklich  vorschrieb,  dass  nur  Gelder  von  »eigentlichen 
Waisen  und  Unmündigen,  dagegen  von  miserabilibus  absentibus 
oder  prodigis  nur  mit  Spezialerlaubnis«,  angenommen  werden 
sollten,  so  wurde  doch  die  Waisenkasse  bald  auch  von  Nicht- 
waisen zur  Anlage  ihrer  Kapitalien  benutzt.  Nach  der  Pünver- 
leibung  des  Stiftes  St.  Blasien  in  das  Grossherzogtum  war  eine 
Zeit  lang  die  Existenz  der  Waisenkasse  in  P'rage  gestellt.  W ie 
schon  erwähnt  hatte  die  Grossh.  Regierung  Bedenken  hinsichtlich 
der  Garantie,  welche  mit  dem  Uebergang  der  Herrschaft  von  ihr 
hätte  mit  übernommen  werden  müssen.  Aut  die  Bitten  der  Ein- 
wohner hin  entschied  man  sich  jedoch  dahin  (1812),  dass  »der 
Bestand  der  Kasse,  als  dem  Zwecke  des  Staates  entsprechend 
und  dem  Wühle  der  dortigen  Landesgegend  angemessen,  gutzu- 
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leissen  und  diese  Kasse  an  die  »Landschaft«  der  Aemter  Bonn- 
Jorf  und  Bettmaringen  zu  überlassen  sei,  wofür  diese  die  Garantie 
iir  die  der  Kasse  übergebenen  VVaisengelder  übernehmen  und 
lierdurch  das  Grossh.  Aerarium  von  der  wessen  dem  übercfe- 
jangenen  Stifte  St.  Blasien  auf  sich  gehabten  Gewährleistung  be- 
reien  sollten«.  Unter  »Landschaft«  scheint  die  zur  Garantieüber- 
lahme  eigens  gebildete  Gesamtheit  der  beteiligten  Gemeinden 
•erstanden  zu  sein.  Die  Zahl  derselben  wechselte  übrigens  im 
-^aufe  der  Zeit.  Einige  traten  aus,  mehrere  andere  wurden  neu 
^gelassen ; später  wurde  von  neu  eintretenden  GetPieinden  ein 
gewisses  Einkaufsgeld  verlangt.  Als  Bedingung  für  die  erlaubte 
:^'ortexistenz  der  Waisenkasse  wurde  angeordnet,  dass  dieselbe 
lur  zum  Ausleihen  bestimmte  Gelder  von  Minderjährigen  zu  4*^’/o, 
'on  andern  Personen  dagegen  nur  dann  Geld  aufnehmen  dürfe, 
venn  sie  gezwungen  sei,  unverhältnismässig  grosse  Rückzahlungen 
nachen  zu  müssen.  Die  Gelder  sollten  in  inländischen  Hypo- 
heken  angelegt  und  der  Ueberschuss  nach  Deckung  der  Verwal- 
ungskosten  zu  einem  Reservefond  angesaminelt  werden,  um  mit 
1er  Zeit  daraus  höhere  Zinsen  zahlen  zu  können,  wozu  sich  die 
Regierung  spezielle  Erlaubniserteilung  vorbehielt.  Die  Geschäfts- 
ührung  war  einem  vom  Kreisdirektorium  zu  ernennenden  und 
'on  dem  Amte  ordnungsmässig  zu  verpflichtenden  Rechner  über- 
ragen. 

Trotz  dieser  zwingenden  Bestimmungen  wurde  in  der  folgen- 
len  Zeit  wieder  der  Grundsatz,  dass  nur  Waisengelder  angenommen 
verden  sollten,  ausser  Acht  gelassen.  Die  Waisenkasse  entwickelte 
: ich  immer  mehr  von  selbst  zur  Sparkasse.  Ende  1842  hatte  sie 
Einlagen  von  Volljährigen  im  Betrage  von  fl.  343383,  dagegen 
A’aisengelder  nur  fl.  142 139.  Abgesehen  davon,  dass  die  An- 
nahme derartiger  Gelder  den  Statuten  zuwiderlief,  hatten  auf  diese 
Veise  die  Gemeinden,  die  doch  für  die  eingelegten  Kapitalien 
bürgten,  eine  Verpflichtung  übernommen,  welche  sie  ohne  staat- 
Mche  Genehmigung  nicht  übernehmen  durften.  Die  Regierung 
' ■eranlasste  daher  eine  Aenderung  des  Statuts  in  dem  Sinne,  dass 
;.n  Stelle  der  bisherigen  Waisenkasse  eine  Sparkasse  mit  Ge- 
meindebürgschaft trat,  deren  Existenz  auf  Grund  der  bestehenden 
Vorschriften  und  der  Gemeindeordnung  auch  rechtlich  sicherge- 
: teilt  war.  Das  Statut  erhielt  1846  staatliche  Genehmigung. 

Die  Waisenkasse  in  Heiligenberg  entstand  1784  durch  die 
Bemühungen  des  PTirstlich  P'ürstenbergischen  Überamtskanzlisten 


Anfänge  des  Sparkassenwesens  in  Baden.  Leihhäuser.  Waisenkassen. 


I I 


Bainter,  indem  die  Resultate  sämtlicher  Pflegschaftsrechnungen  des 
(3beramts  Heiligenberg  — von  613  Waisen  fl.  103767  — der  neu- 
gegründeten Waisenkasse  zur  Verwaltung  übergeben  wurden.  Die 
Organisation  wie  auch  die  späteren  Schicksale  derselben  nach 
Heimfall  der  P'ürstenbergischen  Besitzungen  an  Baden  waren  die- 
selben wie  bei  der  Bonndorfer  Anstalt.  Die  Aufsicht  führten  die 
Grossh.  Staatsbehörden  unter  Mitwirkung  eines  landschaftlichen 
Ausschusses.  Mittelst  Erlasses  Grossh.  Justizministeriums  vom 
26.  Juni  1832  wurde  die  Waisenkasse  für  aufgelöst  erklärt  und  die 
Liquidation  und  Heimzahlung  der  bestehenden  Aktiven  und  Pas- 
siven angeordnet.  Zwei  Jahre  später  wurde  eine  Sparkasse  er- 
richtet und  dieser  das  bisherige  Reinvermögen  der  Waisenkasse 
von  45625  fl.  20  kr.  zur  Bildung  des  Reservefonds  überwiesen^). 

Pis  betrugen 


am 

Aktiven 

l^assiven 

Reinvermögen 

fl. 

! kr. 

fl. 

kr.  1 

fl. 

kr. 

I I.  Novbr. 

1784 

103  767 

42 

103  767 

42 

— 

— 

23.  April 

17S6 

1 19  953  ' 

iS 

1 1 9 250 

5 

703 

13 

iSoo 

2 16  860 

28 

205  396 

46 

1 1 463 

42 

18  IO 

240  579  ' 

i 43 

210  591 

58 

29  987 

45 

1820 

202  I 36 

37 

1 6 I 228 

16 

40  908 

2 I 

1830 

I 85  I 8 I 

' 59 

137  093 

42 

48  0S8 

17 

1S35 

229  376 

39 

183  751 

19 

45  625 

20 

i)  S.  Sparkasse  Heiligenberg.  Rechnungs-  und  Aktenauszuge  von  1784  bis  1S87. 
Aus  dem  Kassearchiv  ausgezogen  und  bearbeitet  von  Sparkassierer  J.  Benz.  1SS8. 
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II. 

Die  Ersparniskasse  in  Karlsruhe. 

Bereits  bei  der  Beratung  des  Statuts  für  das  zu  errichtende 
.eihhaus  in  Karlsruhe  trat  die  Absicht  zu  Tage,  mit  dieser  Anstalt 
i:ine  Ersparniskasse  zu  verbinden.  Man  wollte  durch  dieselbe 
i-inerseits  dem  Leihhause  die  nötigen  Betriebsmittel  verschaffen, 
i.ndererseits  war  man  sich  bewusst,  dass  die  Interessen  der  ärmeren 
Bevölkerung  ebensowohl  eine  Sparkasse  wie  ein  Leihhaus  er- 
j orderten.  Die  Erfahrung  lehrte,  dass  Dienstboten,  Tagelöhner 
11.  s.  w.  meist  nicht  die  Möglichkeit  hatten,  ihre  kleinen  Erspar- 
nisse sicher  aufzubewahren,  dass  dergleichen  kleine  Summen  ent- 
n'eder  müssig  und  ohne  Zinsen  zu  tragen,  liegen  blieben,  oder 
aber,  dass  der  Eigentümer,  wenn  er  dieselben  nutzbar  zu  machen 
i Lichte,  meist  überredet  werde,  sie  ohne  Sicherheit  auszuleihen 
1 nd  dadurch  oft  um  sein  sauer  erspartes  Geld  komme.  Sehr  viele 
Leute  sparten  aus  diesem  Grunde  überhaupt  nicht. 

In  der  Kommission  herrschte  jedoch  anlanglich  die  Meinung, 
( .ass  eine  Ersparniskasse,  welche  lediglich  für  die  Annahme  kleiner 
Ersparnisse  von  Dienstboten  u.  s.  w.  eingerichtet  sei,  in  der  ersten 
Zeit  schwerlich  den  Bedarf  des  Leihhauses  an  Betriebskapital 
( ecken  könne.  Man  entschied  sich  deshalb,  wie  schon  oben  er- 
\,ähnt,  eine  Anleiheanstalt  mit  dem  Leihhause  zu  verbinden.  Der 
i I des  Entwurfs  einer  Leihhausordnung  bestimmte  demnach  ; 
> Zur  Bildung  des  Eonds  dieses  Instituts  wird  eine  dem  Publikum 
\ orteilhafte  und  für  Personen  der  ärmeren  Klassen  nötige  An- 
1 dheanstalt  bestimmt,  nach  Massgabe  des  zugleich  mit  diesen 
Statuten  genehmigten  Planes«. 

Von  dieser  Anleiheanstalt  soll  der  Rechner  des  Leihhauses 
5 nie  mehr  als  1000  fl.  bar  in  Händen  und  dafür  Sicherheit  zu  leisten 
1 aben.  — Das  übrige  entweder  daher  oder  von  ausgelösten  Pfändern 


herrührende  Geld  soll  bei  einem  hiesigen  Handlungshause  auf 
laufende  Rechnung  gegen  kurze  Aufkündigungszeit  und  unter  Ver- 
sicherung angelegt  werden. 

1 Dieser  Anstalt  dient  das  Leihhaus  zum  speziellen  Unterpfand 

und  die  Garantie  der  Stadt  Karlsruhe  als  Garantie-Versicherung«. 

Dementsprechend  wurde  ein  Plan  für  die  Anleiheanstalt  ent- 
worfen. Ihr  Zweck  sollte  sein,  Gelegenheit  zu  bieten,  entbehr- 
liche Gelder  auf  kurze  Zeit  sicher  anzulegen,  sowie  dem  Dienst- 
botenstand u.  s.  w.  zu  ermöglichen,  kleine  oder  grössere  Erspar- 
nisse in  Verwahrung  zu  geben.  Die  Leihhauskommission  sollte 
ermächtigt  werden,  vorerst  für  I5  000fl.  Obligationen  in  Stücken 
von  100  bis  500  fl.  auszufertigen.  Diese  Obligationen  sollten  auf 
’ den  Inhaber  lauten,  mit  5 °/o  verzinst  werden  und  bis  250  fl.  nach 

I acht-,  über  250  fl.  nach  vierzehntägiger  Kündigung  rückzahlbar 

sein,  von  sämtlichen  Kommissionsmitgliedern  unterschrieben  und 
in  einem  Register  verzeichnet  werden,  welches  abwechselnd  von 
je  einem  Mitglied  zu  führen  und  monatweise  mit  dem  Journal  des 

Kassierers  zu  vergleichen  wäre. 

Hinsichtlich  der  Annahme  von  Spargeldern  bestimmte  sodann 

der  Entwurf : 

4 

...  § 6.  Von  Dienstboten,  Taglöhnern  und  Personen  solchen 
Standes  werden  Darlehen  bis  herunter  zu  10  fl.  angenommen, 
gleichfalls  zu  5 vom  Hundert  verzinslich. 

I ^ §7.  Die  desfallsigen  Bescheinigungen  sind  bis  zur  Summe  von 

I 99  fl.  vom  Kassierer  und  Kontrolleur  auszustellen;  darüber  ist 

I ein  Verzeichnis  zu  führen,  welches  von  der  Kommission  jezu- 

. weilen  mit  dem  Journal  des  Kassierers  zu  vergleichen  ist. 

I ■ § 8.  Diese  Schuldverschreibungen  lauten  auf  den  Namen  des 

Darleihers,  sind  jeden  Vormittag  wo  das  Leihhaus  offen  ist  heim- 
\ zahlbar  ohne  alle  Aufkündigung  und  können  vom  Inhaber  an 

I niemand  cediert  werden. 

I § 9.  Will  eine  dieser  § 6 bezeichneten  Personen  100  fl.  und 

mehr  bei  dieser  Anstalt  einlegen,  so  kann  es  auf  die  §§  i 5 oben 
beschriebene  Weise  geschehen. 

• Besondere  Bestimmungen  wurden  noch  hinsichtlich  des  \ er- 

lustes  einer  solchen  Schuldverschreibung  getroffen.  Der  Verkauf 
' der  Obligationen  resp.  die  Annahme  von  Spargeldern  gegen  Aus- 

händiguncf  von  Schuldverschreibungen  sollte  an  den  drei  dagen 
■ ' in  der  Woche,  an  welchen  das  Leihhaus  geöffnet  war,  in  den  be- 

' treffenden  Dienststunden  erfolgen.  Der  Kassierer  sollte  für  die 
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\nleiheanstalt  eine  besondere  Kaution  von  2000  fl.  hinterlegen. 

Wir  wissen  nicht,  aus  welchen  Gründen  die  Anleiheanstalt 
licht  zu  Stande  gekommen  ist.  Es  mochte  der  Staatsbehörde 
bedenklich  erscheinen,  die  Erlaubnis  zur  Ausgabe  von  Inhaber- 
jiapieren  einem  Institut  zu  erteilen,  das  (abgesehen  von  der 
: tädtischen  Garantie)  nicht  einmal  einen  Grundfond  hatte  und 
über  dessen  weitere  Entwickelung  erst  noch  Erfahrungen  abge- 
’vartet  werden  mussten. 

Einige  Jahre  nach  Eröffnung  des  Leihhauses  trat  dann  der 
Gedanke,  eine  Sparkasse  an  dasselbe  anzugliedern,  im  Schosse 
der  Leihhauskommission  wieder  hervor.  Am  i.  August  1814 
machte  sie  in  einer  Eingabe  an  das  Grossh.  Stadtamt  den  Vor- 
; chlag,  auf  Grund  der  in  den  §§  6 — y des  Entwurfs  zum  Statut  der 
Anleihekasse  hinsichtlich  der  Annahme  von  Spargeldern  vorge- 
; ebenen  Bestimmungen,  eine  solche  Sparanstalt  zu  errichten.  Das 
Stadtamt  legte  die  Eingabe  dem  Direktorium  des  damaligen 
^finz-  und  Enzkreises  in  Durlach  vor  und  dieses  berichtete  dar- 
über an  das  Grossh.  Ministerium  des  Innern  (Oekonomiekom- 
mission).  Es  befürwortete  dabei  die  Errichtung  der  Sparkasse, 
indem  es  noch  auf  zwei  Punkte  besonders  hinwies,  welche  die 
(iründung  angezeigt  erscheinen  liessen.  Eänmal  befänden  sich  in 
Karlsruhe  ausser  vielen  Arbeitern  und  Tagelöhnern  infolge  der 
] lofhaltung  und  der  zahlreichen  Beamten  viele  Dienstboten,  für 
•'v’elche  eine  Sparkasse  als  ein  dringendes  Bedürfnis  erscheine. 
Sodann  aber  erwachse  der  Stadt  direkt  ein  grosser  Nutzen,  da 
durch  sie  die  Stadtkasse  »legale  Zuflüsse«  erhalte,  die  sie  in  den 
Stand  setzen,  besser  die  vielen  ihr  obliegenden  Ausgaben  zu  be- 
‘treiten.  Der  aus  der  Sparkasse  zu  erwartende  Gewinn  sei  aber 
; chon  deshalb  der  Stadt  zu  gönnen,  weil  diese  die  Garantie  für 
die  Verpflichtungen  der  Kasse  übernehmen  werde.  Ein  Gewinn 
■'var  allerdings  voraussichtlich  wohl  zu  erzielen,  da  ja  die  einge- 
legten Gelder,  die  mit  5®/oZu  verzinsen  waren,  im  Leihhausgeschätt 
nutzbar  gemacht  werden  sollten  und  die  Leihhausschuldner  iO°/o 
; ahlen  mussten. 

Nachdem  durch  Verfügung  vom  28.  P'ebruar  1815  das  Mini- 
; terium  genehmigt  hatte,  dass  mit  dem  Leihhause  eine  Erspar- 
niskasse verbunden  werde,  verlangte  das  Kreisdirektorium  von 
der  Leihhauskommission  die  Vorlage  eines  Statutenentwurfs. 
Derselbe  wurde  am  3.  Juli  1816  vom  Ministerium  genehmigt.  Am 
; 2.  November  desselben  Jahres  trat  die  Ersjrarniskasse  in  Karls- 
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ruhe  als  die  erste  im  Grossherzogtum  Baden  ins  Leben.  Die 
Aufsicht  wurde  der  bestehenden  Leihhauskommission,  die  Ge- 
schäftsführung dem  Leihhaus-Kassierer  und  -Kontrolleur  über- 
trao-en.  P's  sollten  nur  Einlagen  von  Dienstboten,  Handwerkern 
und  Tagelöhnern  angenommen  werden,  alle  anderen  Personen 
wurden  ausdrücklich  von  der  Teilnahme  ausgeschlossen.  Unter 
10  fl.  wurden  keine  Einlagen  angenommen,  ein  Maximalbetrag 
derselben  jedoch  nicht  festgesetzt.  Ueberstieg  das  Einlage-Gut- 
haben 100  fl.  , so  sollte  der  Einleger  eine  von  der  Kommission 
Unterzeichnete  Schuldverschreibung  erhalten ; geringere  Beträge 
wurden  vom  Kassierer  und  dem  Kontrolleur  quittiert.  Der  Zins- 
fuss  war  die  Zinsberechnung  lief  vom  "läge  der  Ablieferung 

bis  zum  Tage  der  Rückzahlung.  Letztere  sollte  ohne  Kündigungs- 
frist jederzeit  erfolgen.  Nur  der  Einleger  war  berechtigt,  seine 
Phnlage  zurückzufordern,  sie  durfte  nicht  cediert  werden.  Auch 
bei  Vererbungen  musste  das  Kapital  als  zurückbezahlt  und  neu 
angelegt  behandelt  werden.  In  \ erlust  geratene  Schuldv'erschrei- 
bungen  mussten  durch  das  Bezirksamt  für  ungültig  ei klärt  worden 
sein,  ehe  dafür  neue  ausgestellt  werden  konnten.  An  die  Kon- 
kursmasse eines  Einlegers  wurden  Sparguthaben  nur  auf  amtliche 
Bescheinigung  hin  ausbezahlt.  Bei  entstehenden  Zweiteln  ent- 
schied die  Leihhauskommission,  gegen  deren  Entscheidung  Rekurs 
an  das  Grossh.  Stadtamt  ergriffen  werden  konnte. 

Die  Statuten  wurden  im  Jahre  1825  revidiert,  wobei  festge- 
setzt wurde,  dass  die  einmalige  Einlage  100  fl.  nicht  übersteigen 
dürfe.  Ferner  erhielt  die  Leihhauskommission  das  Recht,  ihrer- 
seits nach  v'orausgegangener  vierteljährlicher  Aufkündigung  Ii^inlagen 
zurückzuzahlen.  Diese  Bestimmung  w'ar  dadurch  veranlasst,  dass 
die  Einlagen  in  die  Sparkasse  schon  im  Jahre  1821  erheblich  mein 
betrueen,  als  die  Leihhausanstalt  zu  Darlehen  aut  Pfänder  ver- 
wenden  konnte.  Die  Leihliauskommission  sah  sich  daher  vor  die 
Notwendigkeit  gestellt,  den  üeberschuss  auf  andere  Weise  ver- 
zinslich £inzulegen.  Ks  geschah  dies  zunächst  durch  Kr^^erb  \on 
Obligationen  der  zur  Regulierung  der  Staatsschulden  errichteten 
Grossh.  Amortisationskasse.  Als  diese  Obligationen  1826  in  4^/^ 
prozentige  Rentenscheine  konvertiert  wurden,  entstand  lür  die 
Sparkasse  die  neue  Schwierigkeit,  weiter  an  der  bisherigen  4 V- 
prozentigen  V^erzinsung  der  Spareinlagen  festzuhalten.  Zuerst 
machte  sie  von  der  ihr  durch  die  Statutenerweiterung  von  1625 
eingeräumten  Berechtigung,  Kinlagen  kündigen  und  rückzahlen  zu 
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dürfen,  GebraucI,  and  aal.lte  alle  Gathaben,  die  über  aoo  fl  be 

;E€H”V"’’F 

war.  Diese  Massnahmen  hatten  iedorh  n\nhi-  a 
ten  Frfolo-  TVr  v;  i • r jedoch  nicht  den  gewUnsch- 

e„  trtolg.  Der  t.nlagezarsfuss  masste  znnachat  auf  4 Pr„z  vom 
I.  Januar  18^2  ab  auf  ^ 1,  z.  4 -rioz.,  vom 

Die  vJ,-  1 , /■  ^ iieruntergesetzt  werden. 

-LJie  Dntw^ickelun^  der  St^arl’TQc^:^  i u • ^ 

lühren  ihres  Bestehet  veraat:;t:::hf  J 
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Die  Sparkasse  in  Mannheim. 

Sechs  Jahre  nach  der  Errichtung  der  Ersparniskasse  in  Karls- 
ruhe, im  Jahre  1822,  entstand  in  Mannheim  die  zweite  Sparkasse 
des  Landes.  Sie  verdankt  ihre  Entstehung  dem  damaligen  Direk- 
tor des  Stadtamts,  späteren  Hofgerichtspräsidenten,  Geheimen  Rat 
von  Jagemann,  einem  A'Ianne,  welcher  sich  während  seiner  Amts- 
führung grosse  Verdienste  um  die  Hebung  der  Volkswohlfahrt 
erwarb.  Dem  von  ihm  ausgearbeiteten  Statutenentwurf  legte  er 
hauptsächlich  die  Einrichtungen  der  englischen  Sparkassen  zu 
Grunde. 

Die  Hauptunterschiede  zwischen  der  Alannheimer  und  der 
Karlsruher  Sparkasse  waren  im  wesentlichen  folgende  : Einmal 
war  in  Alannheim  zwar  auch  die  Sparkasse  an  das  schon  seit 
1809  bestehende  Leihhaus  angelehnt,  aber  nicht  in  der  Weise, 
dass  beide  Institute  einer  gemeinsamen  Verwaltung  unterstellt 
wurden,  sondern  zwischen  ihnen  nur  eine  laufende  Geschäftsver- 
bindung behufs  Nutzbarmachung  der  in  die  Sparkasse  eingelegten 
Gelder  hergestellt  war.  Sodann  war  die  Karlsruher  Anstalt  aus- 
schliesslich für  Dienstboten,  Handwerker  und  laglöhner  bestimmt, 
das  Alannheimer  Statut  liess  alle  Einwohner  der  Stadt  gleichmäs- 
sig  zu.  Ferner  hatte  in  Karlsruhe  die  Regierung  sich  einen  er- 
heblichen Einfluss  auf  die  Verwaltung  der  Ersparnisbank  gesichert, 
da  ja  ein  Alitglied  des  Kreisdirektoriums  wie  des  Stadtamts  der 
Leihhauskommission  angehörte;  in  Alannheim  wurde  die  \eiwal- 
tung  einer  Kommission  von  6 Bürgern  (Vorsteher)  übertragen, 
während  die  Verwaltungsbehörden  des  Staates  und  dei  Stadt  in 
der  Kommission  nicht  vertreten  waren.  Endlich  wurde  die  Ge- 
schäftsführung in  Karlsruhe  von  den  besoldeten  Beamten  des 
Leihhauses  besorgt ; in  Alannheim  war  sie  einem  aus  dei  Alitte 

Volkswirtschaft!.  Abhand!.  V.  Bd.  — 
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ier  Kommission  gewählten  Kassierer,  welcher  in  seinen  Funktio- 
len  von  den  andern  Kommissionsmitgliedern  unterstützt  und  kon- 
rolliert  wurde,  übertragen.  Die  Amtsführung  des  Kassierers  ge- 
schah anfangs  unentgeltlich;  später  wurde  ihm  aus  den  Ueber- 
ichüssen  der  Sparkasse  eine  kleine  Remuneration  zuerkannt. 

Die  Idee,  welche  v.  Jagemann  bei  der  Errichtung  der  Mann- 
leimer  Sparkasse  vorschwebte,  war  die  eines  gemeinnützigen  In- 
hitutes  zum  Wohle  der  minderbemittelten  Klassen.  Auf  diesem 
^Grundgedanken  beruht  auch  die  mehr  demokratische  Verfassung 
jer  Mannheimer  Anstalt.  Aus  seinem  Statutenentwurf  hatte 
/.  Jagemann  zuerst  auch  alle  Beschränkungen  und  Kontrollen  der 
Rommissionsmitglieder  weggelassen,  »um  dem  guten  Geiste,  der 
;ine  solche  Verwaltung  leiten  soll,  nicht  zu  schaden«.  Da  aber 
inter  diesen  Umständen  der  Stadtrat  sich  weigerte,  die  geforderte 
Garantie  für  die  Sparkasse  zu  übernehmen,  so  sah  er  sich  ge- 
nötigt, einige  dahingehende  Bestimmungen  in  das  Statut  aufzu- 
nehmen.  Aus  diesem  Grunde  wurde  die  Kommission  dem  Stadt- 
rat unterstellt,  welcher  durch  einen  ständigen  Kommissar  eine 
Art  Oberaufsicht  über  die  Geschäftsführung  ausübte.  Es  ist  diese 
Unterstellung  daher  mehr  als  eine  Konzession  an  die  Stadtge- 
meinde für  die  von  ihr  übernommene  Garantie,  denn  als  eine  ab- 
sichtliche Einräumung  eines  Einflusses  städtischer  Interessen  auf 
die  Sparkassenverwaltung  aufzufassen. 

Die  eigentlich  massgebende  Behörde  für  die  Sparkasse  war 
das  Grossh.  Stadtamt.  Erst  als  mit  der  Reform  der  Gemeinde- 
verwaltung im  Jahre  1832  dessen  kommunale  Funktionen  in  die 
Selbstverwaltung  der  Gemeinde  übergingen,  erhielten  die  städti- 
schen Behörden  die  unbedingte  Superiorität  über  die  Sparkasse. 

Die  Ueberschüsse  wollte  v.  Jagemann  den  Einlegern  zum 
Teil  in  der  Weise  zu  gute  kommen  lassen,  dass  er  aus  ihnen 
Prämien  für  eifrige  oder  sonst  würdige  Sparer  verteilen  wollte. 
Wegen  der  Schwierigkeit  der  Ausführung  liess  er  jedoch  die 
Absicht,  eine  dahingehende  Bestimmung  in  das  Statut  aufzu- 
nehmen , fallen.  Auch  sonst  beschränkte  er  sich  in  richtiger 
Einsicht  auf  die  notwendigen  Normen  für  die  Organisation  der 
Verwaltung  und  Geschäftsführung  und  übei  liess  es  der  Zukunft, 
wenn  die  Entwicklung  der  Anstalt  Aenderungen  oder  lAweite- 
rungen  der  Statuten  notwendig  machen  sollte,  diese  auf  Grund 
inzwischen  gemachter  Erfahrungen  vorzuneh.men. 

Trotzdem  blieben  die  ersten  Statuten,  welche  am  21.  Mai 
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18--  die  Genehmigung  des  Neckarkreisdirektoriums  erhielten  und 
am  16.  Juni  desselben  Jahres  mit  einer  von  v.  Jagemann  verfass- 
ten allgemein  verständlichen  Belehrung  über  den  Nutzen  des  neuen 
Institiüs  in  der  Stadt  verteilt  wurden,  äusserlich  unverändert  bis 
zum  Jahre  1868  in  Geltung.  Abgesehen  von  einigen  Aenderungen 
redaktioneller  Art,  die  in  den  den  Einlagebüchern  vorgedruckten 
Auszm^  aus  den  Statuten  aufgenommen  wurden,  ging  die  Fmt- 
wicklung  des  Instituts  in  den  ersten  Jahrzehnten  ihres  Bestehens 
somit  grösstenteils  in  der  Weise  vor  sich,  dass  die  Lücken  des 
ersten  Statuts  durch  von  Fall  zu  Fall  gefasste  Beschlüsse  ausge- 
füllt wurden,  welche  gewohnheitsrechtliche  Geltung  behielten. 

Der  Zweck  der  Sparkasse  war  nach  § i dahin  gerichtet, 
»denen,  die  in  dem  P'alle  sind,  kleine  Ersparnisse  machen  zu 
können,  eine  Gelegenheit  auszumitteln,  solche  nicht  nur  sicher 
anzulegen,  sondern  auch  durch  die  davon  abfallenden  Zinsen  und 

Zuschüsse  fortwährend  zu  vermehren«. 

Die  Verwaltung  geschah  durch  die  schon  erwähnte  Kommis- 
sion von  6 Bürgern,  von  welchen  einer  zugleich  der  Verwaltungs- 
kommission des  Leihhauses  angehören  musste.  Die  Mitgheder 
wurden  vom  Stadtrat  und  dem  Bürgerausschuss  gewählt  und  vom 
Grossh.  Stadtamt  verpflichtet.  Ein  Mitglied  der  Kommission  über- 
nahm dauernd  das  Amt  eines  Kassierers,  während  von  den  üb- 
rigen Vorstehern  je  einer,  monatsweise  wechselnd,  an  den  Spar- 

kassentagen  anwesend  sein  musste. 

Der  Kassierer  besorgte  alle  Einnahmen  und  Ausgaben,  führte 

das  Kassa-  und  Hauptbuch,  stellte  die  monatlichen  und  jährlichen 
Bilanzen  auf  und  führte  die  eingegangenen  Gelder  an  die  Leih- 
hauskommission ab.  Der  andere  an  den  Kassentagen  anwesende 
Vorsteher  trug  die  Einlagen  in  die  Einlagebücher  ein,  welche  aut 
den  Namen  der  Einleger  ausgestellt  wurden  und  v^n  diesen  eigen- 
händig unterschrieben  werden  mussten.  Die  Ivinleger  wut  en 
aussel-dem  in  dem  Kontrollbuch  unter  Beifügung  des  Geburtsortes 
und  der  Art  ihres  Gewerbes  oder  Dienstes  verzeichnet,  ln  den 
Einlagebüchern  quittierten  der  Kassierer  und  der  Vorsteher  ge- 
meinsam durch  Unterschrift  über  die  geschehenen  Einzahlungen; 
auch  die  Rechnungsabschlüsse  wurden  von  beiden  gemeinsam 
unterzeichnet , letztere  ausserdem  durch  den  ständigen  Kommissar 
des  Stadtrats  bestätigt.  Dieser  wachte  im  Uebrigen  über  le 
Verwaltung  und  richtige  Beobachtung  der  Vorschriften,  stürzte 

von  Zeit  zu  Zeit  die  Kasse,  konnte  Einsicht  in  die  Bücher  und 
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Rechnungen  nehmen  und  hatte  über  die  richtige  Anlage  der  ein- 
gelegten Gelder  zu  wachen. 

Besondere  Vorsichtsmassregeln  wurden  getroffen,  um  zu  ver- 
hindern , dass  Rückzahlungen  an  Unberechtigte  erfolgen  könn- 
ten. Bei  der  ersten  Einzahlung  wie  bei  jeder  Rückzahlung  musste 
der  Einleger  persönlich  erscheinen.  Nur  wenn  bereits  eine  Ein- 
zahlung stattgefunden  hatte,  konnte  eine  neue  mit  Uebersendung 
des  Abrechnungsbuches  durch  Dritte  erfolgen.  Bei  geforderten 
Rückzahlungen  durften  die  Kassenvorsteher  bei  eigener  Haftung 
an  niemand  Zahlung  leisten,  den  sie  nicht  für  den  im  Abrech- 
nungsbuch bezeichneten  Eigentümer  der  Einlage  erkannten.  Die 
Einlagen  wie  die  Abrechnungsbücher  konnten  nicht  an  andere 
cediert  oder  verpfändet  werden.  Um  noch  grössere  Sicherheit 
zu  erzielen,  wurde  im  folgenden  Jahre  beschlossen,  dass  die  Ein- 
leger bei  der  ersten  Einzahlung  eigenhändig  ihren  Namen  in  das 
Kontrollbuch,  und  bei  Rückzahlung  in  das  Aufkündigungsbuch 
einzutragen  hätten,  um  durch  Vergleichung  der  Handschriften 
die  Echtheit  derselben  konstatieren  zu  können. 

Die  einmalige  Einlage  musste  mindestens  i fl.  betragen  und 
durfte  loo  fl.  nicht  übersteigen.  Nach  § 2 wurde  den  Vorstehern 
Vorbehalten,  Einlagen,  welche  dem  Umfang  und  Zweck  der  An- 
stalt nicht  entsprachen,  zurückzu  weisen  oder  nach  achttägiger 
Kündigung  zurückzuzahlen.  Diese  Bestimmung  hatte  offenbar  den 
Zweck,  einen  zu  starken  Geldzufluss,  dessen  Unterbringung  Schwie- 
rigkeiten gemacht  hätte,  zurückzudämmen  und  die  Sparkasse  vor- 
nehmlich den  kleineren  Sparern  offen  zu  halten.  Es  zeigte  sich 
aber  bald,  dass  die  Beschränkung  der  Einlagen  auf  höchstens 
100  fl.  sich  ohne  Nachteil  für  die  Kasse  nicht  durchführen  Hess, 
weil  die  Einleger  am  folgenden  Kassentage  das  Fehlende  nach- 
brachten und  die  Kasse  die  Zinsen  für  die  Zwischenzeit  verlor. 
Es  wurde  deshalb  (1825)  beschlossen,  dass  nur  am  letzten  Spar- 
kassentage im  Monat  keine  Einlagen  über  100  fl.  erfolgen  durf- 
ten; für  die  übrigen  Tage  wurde  somit  bereits  die  Einzahlung  von 
höheren  Beträgen  erlaubt. 

Die  Einlagen  wurden  mit  Ausnahme  der  Monate,  in  welchen 
sie  ein-  resp.  zurückgezahlt  wurden,  mit  4'^'ü  verzinst.  Die  Zinsen 
wurden  von  5 zu  5 fl.  berechnet.  Nicht  abgehobene  Zinsen  wur- 
den dem  Kapital  zugeschrieben.  Erreichte  eine  Einlage  50  fl., 
so  sollte  dafür  eine  auf  den  Namen  des  Einlegers  lautende  Schuld- 
verschreibung ausgestellt  werden.  Dem  Ihnleger  sollte  es  frei- 


stehen, diese  Schuldurkunde  in  Empfang  zu  nehmen  oder  bei  der 
Kasse  deponiert  zu  lassen.  Diese  Bestimmung  ist  jedoch  nicht 
ausgeführt  worden. 

Die  Festsetzung  von  kurzen  Kündigungsfristen  für  Rückzah- 
lungen war  von  den  Statuten  in  die  Hand  der  Kommission  ge- 
geben worden.  Von  dieser  Ermächtigung  hat  sie  indess  bis  zum 
Jahre  1848  keinen  Gebrauch  gemacht. 

Die  jährlichen  Rechnungsabschlüsse  wurden  dem  Stadtrat 
und  dem  Stadtamt,  später  nach  Erlass  der  Gemeindeordnung 
dem  Gemeinderat  übergeben.  Durch  einen  Revisor  wurde  die 
Uebereinstimmung  mit  den  Büchern  festgestellt  und  über  das  Er- 
gebnis der  Geschäftsführung  an  die  Vorgesetzte  Kreisbehörde 
Bericht  erstattet. 

Auf  dieser  so  geschaffenen  Grundlage  nahm  die  Sparkasse 
in  Mannheim  bald  einen  erfreulichen  Aufschwung,  ein  Beweis, 
wie  sehr  ihre  Errichtung  einem  Bedürfnis  der  Bevölkerung  ent- 
gegenkam. Sie  war  zuerst  nur  Mittwoch  Vormittags  von  9 — 12 
Uhr  geöffnet.  Am  Eröffnungstage,  dem  18.  Juli  1822  wurden  von 
18  Einlegern  683  fl.  33  kr.  eingelegt. 

Die  grosse  Ausdehnung,  welche  die  Geschäftsthätigkeit  der 
Mannheimer  Sparkasse  in  den  ersten  Jahren  ihres  Bestehens  an- 
nahm, hatte  zur  Folge,  dass  das  Jagemann’sche  Statut  sich  bald 
als  unzureichend  erwies.  Es  machte  sich  dies  in  erster  Linie  hin- 
sichtlich der  Wiederanlegung  der  Spareinlagen  bemerkbar.  Wie 
in  Karlsruhe,  so  sollten  auch  in  Mannheim  die  Gelder  durch 
Ueberweisung  an  das  Leihhaus  nutzbar  gemacht  werden.  Die 
Gründer  übersahen  oft'enbar,  dass  die  Verwendung  der  Gelder 
im  Pfandleihgeschäft  mit  dem  raschen  Anwachsen  der  Sparein- 
lagen nicht  Schritt  halten  konnte.  Das  Leihhaus  musste  die 
Sparkassengelder  teilweise  zum  Ankauf  von  Wertpapieren  ver- 
wenden, mit  andern  Worten  für  die  Kasse  die  Rolle  des  Bankiers 
übernehmen,  eine  Geschäftsthätigkeit,  die  in  sein  Programm  eigent- 
lich nicht  passte  und  die  es  daher  auch  als  eine  aufgebürdete 
Last  empfand.  Bei  dem  steigenden  Kurs  der  Wertpapiere  war 
es  ausserdem  gezwungen,  auf  den  Zins  der  von  der  Sparkasse 
ihm  überwiesenen  Gelder  einen  Druck  auszuüben.  Anfänglich 
war  eine  Verzinsung  von  5 *'/o  vereinbart.  Schon  in  demselben 
Jahre  mussten  beide  Anstalten  sich  dahin  einigen,  dass  nur  die 
ersten  20000  fl.  mit  5 ‘Vo,  das  diesen  Betrag  übersteigende  Gut- 
haben der  Sparkasse  aber  nur  mit  4^1-i^la  verzinst  werden  solle. 
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Vom  Jahre  1828  ab  wurde  sodann  das  ganze  Kontokorrent-Gut- 
haben mit  4V2’’/n  verzinst;  vom  i.  Januar  des  folgenden  Jahres 
ab  betrug  der  Zinsfuss  für  den  20000  fl.  übersteigenden  Rest 
4®/o.  Die  Sparkassenkommission  suchte  nach  Möglichkeit  aus 
Rücksicht  auf  den  gemeinnützigen  Charakter  ihrer  Anstalt  den 
Einlegern  die  4°/oige  Verzinsung  der  Einlagen  aufrecht  zu  er- 
halten, aber  sie  konnte  sich  unmöglich  auf  die  Dauer  dem  Ein- 
fluss des  sinkenden  Zinsfusses  entziehen.  Vom  1.  Juli  1829  ab 
wurde  daher  der  Einlagezinsfuss  auf  3°/o  herabgesetzt.  Wie  aus 
den  Berichten  der  Kommission  herv^orgeht,  wollte  dieselbe  durch 
die  Herabsetzung  des  Zinsfusses  um  ein  volles  Prozent  veranlas- 
sen, dass  die  Kapitalien,  welche  nicht  in  die  Sparkasse  gehören, 
sich  von  selbst  daraus  entfernten.  Die  Konversion  verlief  in  be- 
friedigender Weise.  Die  Zahl  der  Rückzahlungen  war  zwar  etwas 
grösser  als  im  Vorjahr,  aber  trotzdem  erfolgte  eine  erhebliche  Ver- 
mehrung des  Einlagebestandes.  Es  zeigte  sich,  dass  die  grosse 
Mehrzahl  der  Einleger  weniger  auf  hohen  Zins  als  auf  Sicherheit 
der  Anlage  Wert  legte. 

Die  Geschäftsverbindung  der  Sparkasse  mit  dem  Leihhause 
war  also  keineswegs  den  Interessen  der  ersteren  besonders  zweck- 
dienlich. Es  obwaltete  ein  ziemlich  gespanntes  Verhältnis  zwischen 
beiden  Anstalten.  Unter  diesen  Umständen  suchte  die  Sparkasse 
nach  einem  Auswege.  Aber  da  ihr  durch  das  Statut  bezüglich 
der  Geldanlage  die  Hände  gebunden  waren,  sie  weder  Darlehen 
auf  Hypothek  noch  auf  Schuldschein  geben  oder  Wechsel  kaufen 
durfte,  so  fand  sie  einen  solchen  schliesslich  nur  darin,  dass  sie 
das  Geld  anstatt  bei  dem  von  der  Stadt  verbürgten  Leihhause 
bei  der  bürgenden  Stadt  selbst  anlegte.  Pis  entwickelte  sich  ein 
Kontokorrentverkehr  zwischen  der  Stadtkasse  und  der  Sparkasse, 
welcher  zur  Folge  hatte,  dass  die  letztere  allmählich  immer  mehr 
den  Finanzinteressen  der  Stadt  dienstbar  wurde.  Es  soll  hierauf 
später  noch  näher  eingegangen  werden. 
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IV. 

Die  Sparkassen  in  Freiburg  und  Heidelberg. 

» Als  dritte  Sparkasse  des  Landes  wurde  1827,  ebenfalls  im 

Anschluss  an  das  schon  bestehende  Leihhaus,  die  Sparkasse  in 
Freiburg  ins  Leben  gerufen.  Die  Gründung  beider  Anstalten  ging 
von  der  städtischen  Beurbarungsgesellschaft  aus.  Dieselbe  führt 
I - ihren  Ursprung  auf  die  Allmendteilungen  zurück,  welche  in  dem 

damals  österreichischen  Breisgau  durch  die  V' erordnungen  Maria 
I Theresias  (1769,  1771)  und  Josephs  II.  (24.  Mai  1787)  inauguriert 

waren.  In  Freiburg  war  die  Allmendteilung  unterblieben ; sowohl 
I * der  Rat  der  Stadt  wie  auch  die  Mehrheit  der  Bürgerschaft  er- 

klärten sich  für  die  Beibehaltung  des  Allmendgutes.  Die  IMinder- 
I heit  der  letzteren  forderte  aber  mit  Ungestüm  die  Ausführung 

I der  kaiserlichen  Verordnungen  und  es  kam  sogar  dieserhalb  im 

^ Jahre  1790  zu  ernsten  Unruhen  in  der  Stadt.  Die  Bürgerschaft 

I war  damals  in  12  Zünfte  organisiert,  welche  indessen  nicht,  wie 

■ der  Name  anzudeuten  scheint,  gewerbliche  Körperschaften  waren, 

sondern  alle  Stände  gleichmässig  umfassten.  Die  Zunftmeister, 
als  Vertreter  der  Bürgerschaft,  führten  in  Gemeinschaft  mit  dem 
Rat  das  Regiment  in  der  Stadt.  Es  kam  infolge  der  oben  ge- 
nannten Unruhen  nun  ein  Abkommen  zwischen  dem  Rat  und  den 
Zunftmeistern  zustande,  wonach  das  ganze  Allmendgut  unter  die 
Zünfte  nach  Verhältnis  ihrer  Mitgliederzahl  verteilt  werden  sollte. 
Die  Zünfte  sollten  ihrerseits  die  ihnen  zugewiesenen  Stücke  ver- 
pachten, aus  dem  Ertrag  aber  die  landesfürstlichen  Steuern  und 

- sonstigen  Abgaben  entrichten. 

Bei  der  Teilung  aber  kam  es  zu  neuen  Streitigkeiten.  Es 
’ wurden  deshalb  die  Wiesen  einstweilen  in  gemeinschaftliche  Ver- 

waltung genommen  und  diese  einer  Kommission,  der  Beurbarungs- 
gesellschaft, übertragen,  welche  aus  24  Mitgliedern,  den  12  Zunft- 
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meistern  und  12  gewählten  Ausschussmännern  bestand.  Ein  Mit- 
glied des  inneren  Rats  war  ihr  als  Magistratskommissar  beige- 
geben. Sie  sollte  das  Erträgnis  der  Wiesen  nach  Abzug  der 
Kosten  unter  die  zunftmässigen  Bürger  verteilen , nach  erfolgter 
Regulierung  und  h ertigstellung  der  Bewässerungsanlagen  aber  die 
endgültige  Teilung  vornehmen.  Diese  hat  jedoch  niemals  statt- 
gefunden; die  Beurbarung.sgesellschaft  blieb  als  dauernde  Insti- 
tution bestehen.  Die  Erträgnisse  der  Allmendwiesen  ermöglichten 
ihr  nicht  nur,  in  der  Eolgezeit  die  bedeutenden  Kriegslasten  für 
die  Bürgerschaft  zu  bestreiten,  sondern  auch  eine  Anzahl  gemein- 
nütziger Anstalten  ins  Leben  zu  rufen.  Der  Beurbarungsgesell- 


schaft  verdankt  auch  die  Sparkasse  in  Ereiburg  ihr  Dasein. 

Die  Sparkasse  war  vollständig  nach  dem  Muster  der  Mann- 
heimer Anstalt  eingerichtet;  die  Statuten  beider  stimmten  fast 
wörtlich  überein. 

Die  Gemeindeordnung  vom  17.  Februar  1832  hatte  eine  Re- 
organisation der  Beurbarungsgesellschaft  zur  Folge.  An  Stelle 
der  Zunftmeister  trat  als  Vertreter  der  Bürgerschaft  der  Bürger- 
ausschuss. Die  Verwaltung  des  Gemeindevermögens  sollte  nach 
den  Bestimmungen  des  Gesetzes  nunmehr  dem  Gemeinderat  ob- 
liegen. Damit  hätte  die  Beurbarungsgesellschaft  ihre  Auflösung 
finden  sollen.  Auf  die  Vorstellungen  der  Bürgerschaft  hin  Hess 
jedoch  das  Ministerium  des  Innern  dieselbe  als  Verwalterin  des 
Beurbarungsvermögens  bestehen.  Letzteres  wurde  zwar  als  Ge- 
meindevermögen erklärt,  aber  mit  der  besonderen  Zweckbestim- 
mung der  Verwaltung  der  Beurbarungsgesellschaft  unterstellt, 
dass  die  Erträgnisse  nur  zu  gemeinnützigen  Zwecken  und  zur 
Verteilung  an  die  genussberechtigten  Bürger  zu  verwenden  seien. 
Im  Uebrigen  unterliegt  die  Verwaltung  des  Beurbarungsvermögens 
denselben  Bestimmungen  wie  die  des  übrigen  Gemeindevermögens, 
welche  durch  den  Gemeinderat  erfolgt.  Beide  sind  gleichmässig 
an  die  Zustimmung  des  Bürgerausschusses  in  solchen  Fällen  ge- 
bunden, in  denen  das  Gesetz  dieselbe  für  den  Gemeinderat  vor- 
schreibt. 

Die  F'reiburger  Beurbarungsgesellschaft  ist  ein  interessantes 
Beispiel  dafür,  wie  der  uralte  Gegensatz  zwischen  Allmendgut 
und  Gemeindegut  bis  in  unsere  Tage  fortlebt.  Sie  setzt  sich  jetzt 
aus  12  Mitgliedern  zusammen,  welche  auf  6 Jahre  gewählt  werden. 

Die  Trägerin  der  städtischen  Sparkasse  in  Freiburg  ist  bis 
heute  die  städtische  Beurbarungsgesellschaft  geblieben.  Diese, 
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nicht  der  Gemeinderat,  bürgt  für  die  Verpflichtungen  der  Anstalt; 
das  Beurbarungsvermögen,  erst  in  zweiter  Linie  das  übrige  Ver- 
mögen der  Stadt  Freiburg,  haftet  den  Gläubigern  der  Siaarkasse. 

Auch  in  Heidelberg  war  in  den  ersten  Jahren  ihres  Bestehens 
die  1831  gegründete  Sparkasse  mit  dem  Leihhause  verbunden. 
Die  günstigen  Erfahrungen,  welche  man  in  Karlsruhe  und  Mann- 
heim mit  den  Leihhäusern  gemacht  hatte,  wo  man  eine  wirksame 
Bekämpfung  des  WMchers  durch  sie  wahrnehmen  zu  können 
glaubte,  riefen  auch  in  Heidelberg  den  Wunsch  nach  dem  Besitz 
einer  gleichen  Anstalt  hervor.  Im  Jahre  1818  erbot  sich  der 
Bürgermeister  Waltz,  das  Leihhaus  als  Privatunternehmen  einzu- 
richten, vom  Reingewinn  aber  jährlich  die  Hälfte  der  Armendepu- 
tation zu  überweisen.  Aber  dieser  wie  auch  andere  Pläne  fanden 
entschiedenen  Widerstand  beim  Senat  der  Universität.  Er  be- 
fürchtete, dass  das  Bestehen  eines  Leihhauses  die  Studierenden 
zum  leichtsinnigen  Schuldenmachen  verleiten  könne.  Auf  seine 
Vorstellungen  hin  gestattete  das  Direktorium  des  Neckarkreises 
daher  nicht,  dass  in  Heidelberg  ein  Leihhaus  errichtet  würde. 
Zur  Begründung  dieses  ablehnenden  Bescheides  konnte  es  auch 
auf  die  Nähe  Mannheims  hinweisen,  wo  das  städtische  Leihhaus 
auch  für  die  Einwohner  Heidelbergs  erreichbar  sei. 

Da  der  Stadtrat  in  Heidelberg  jedoch  an  der  Ansicht  fest- 
hielt, dass  das  Leihhaus  als  Rückhalt  für  die  Sparkasse  nicht  zu 
entbehren  sei,  so  war  mit  der  Nicht-Genehmigung  des  ersteren 
auch  die  Gründung  einer  Sparkasse  vorläufig  auf  unbestimmte 
Zeit  aufgeschoben.  Erst  als  der  Alinisterialerlass  vom  Jahre  1827 
die  Kreisdirektorien  autibrderte,  die  Stadtbehörden  zu  veranlassen, 
der  Errichtung  von  Sparkassen  näherzutreten,  kam  die  Frage  der 
Sparkasse  in  Heidelberg  wieder  in  P'luss.  Auch  jetzt  noch  be- 
harrten  Stadtrat  und  Bürgerausschuss  auf  der  gleichzeitigen  Er- 
richtung eines  Leihhauses;  dagegen  mochte  der  akademische  Senat, 
nachdem  die  Regierung  selbst  die  weitere  Errichtung  von  Spar- 
kassen eifrig  betrieb,  keine  Einwendungen  mehr  gegen  das  Leih- 
haus erheben,  um  an  seinem  Widerspruche  nicht  die  Sparkasse 
scheitern  zu  lassen.  Beide  Anstalten  traten  1831  ins  Leben.  Das 
Statut  der  Sparkasse  war  nach  dem  Muster  der  Mannheimer 
Anstalt  entworfen.  Die  Sparkassenkommission  bestand  aus  dem 
Stadtdirektor  und  je  zwei  Mitgliedern  des  Stadtrats  und  des  Bür- 
gerausschusses. 

Nach  der  Reform  der  Gemeindeverwaltung  1832  wurde  der 
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Vorsitz  dem  Bürgermeister  übertragen.  Der  Stadtdirektor  behielt 
iedoch  das  Recht  der  Oberaufsicht  und  der  Rechnungsabhör. 

Das  Leihhaus  in  Heidelberg  konnte  zu  keinem  Aufschwung 
gelangen  und  die  Regierung  des  Unterrheinkreises  sah  sich  sogar 
veranlasst,  dasselbe  nach  einigen  Jahren  wieder  aufzuheben.  Diese 
Aufhebuns  wurde  freilich  auf  Beschwerde  der  Stadt  vom  Ministe- 
rium  wieder  rückgängig  gemacht.  Der  Magistrat  beabsichtigte  eine 
Neuregelung  der  Verhältnisse  durch  Vereinigung  der  Sparkasse 
mit  der  städtischen  Schuldentilgungskasse  ; das  Leihhaus  wollte  er 
dagegen  an  einen  Privatunternehmer  veräussern.  Er  beabsichtigte 
mit  der  ersteren  Massnahme  nicht,  mit  den  eingelegten  Spargeldern 
die  städtischen  Schulden  zu  bezahlen,  sondern  nur  aus  Zweck- 
mässigkeitsgründen eine  gemeinsame  Verwaltung  für  beide  Insti- 
mte herzustellen.  Die  Sparkassengelder  sollten  auf  Hypothek 
ingelegt  werden. 

Die  Regierung  genehmigte  die  Vereinigung  der  Sparkasse 
mit  der  Stadtschuldentilgungskasse,  ^nicht  aber  auch  die  Veräus- 
ierung  des  Leihhauses.  Infolgedessen  kam  der  Plan  des  Magis- 
;rats  nicht  zur  Ausführung  und  Leihhaus  und  Sparkasse  blieben 
ois  zum  Jahre  1845  vereinigt. 
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V. 

Die  Vorschläge  von  v.  Jagemann  und  Scholl. 

^ Schon  nach  wenigen  Jahren  des  Bestehens  hatten  die  Spar- 

kassen in  Karlsruhe  und  Mannheim  durch  die  von  Jahr  zu  Jahr 
steigende  Zunahme  der  Spareinlagen  und  die  jährlich  wachsende 
Ziffer  der  aus  der  VViederanlegung  der  Spargelder  erzielten  Ueber- 
schüsse  ihre  Nützlichkeit  für  das  allgemeine  Wohl  sowie  ihre 
Lebensfähigkeit  bewiesen.  Das  Beispiel  reizte  zur  Nachahmung. 
Zuerst  wurden  aus  den  übrigen  grösseren  Städten  Stimmen  laut, 
welche  die  Errichtung  von  weiteren  Sparkassen  forderten.  Trotz- 
‘ dem  kam  in  den  20er  Jahren  nur  noch  die  Gründung  der  Spar- 

kassen zu  Freiburg  und  Heidelberg  zu  Stande.  Man  kann  als 
Grund  dieses  langsamen  Fortschritts  annehmen,  dass  die  beiden 
Anstalten  in  Karlsruhe  und  Mannheim  trotz  ihrer  klar  zu  Tage 
■’  liegenden  Erfolge  doch  noch  in  ihren  Einrichtungen  Lücken  und 

Unvollkommenheiten  aufwiesen,  welche  das  Abwarten  weiterer 
Erfahrungen  rätlich  erscheinen  Hessen.  Als  eine  Hauptschwierig- 
keit trat,  wie  oben  ausgeführt,  in  der  ersten  Zeit  die  Frage  der 
Nutzbarmachung  der  eingelegten  Spargelder,  nachdem  die  Leih- 
häuser sich  als  unzulänglich  erwiesen  hatten,  hervor.  Die  Anlage 
in  Hypotheken  erforderte  einen  umständlichen  und  kostspieligen 
, Verwaltungsapparat,  der  Ankauf  von  Staatspapieren  ergab  eine 

zu  niedrige  Verzinsung  und  brachte  die  Gefahr  von  Kursverlusten 
mit  sich,  Darlehensgeschäfte  anderer  Art  erweckten  Bedenken 
hinsichtlich  der  Sicherheit,  welche  für  die  zinstragende  Anlegung 
♦ von  Ersparnissen  kleiner  Leute  unbedingtes  Erfordernis  war. 

In  Folge  dieser  und  anderer  Bedenken  verhielten  sich  vor 
allem  die  Stadtverwaltungen  zurückhaltend.  Das  Risiko  der  Ga- 
rantieübernahme schien  ihnen  zu  hoch.  Auf  einen  andern  Stand- 
punkt  stellte  sich  freilich  die  Grossh.  Regierung,  welche  den  Be- 
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Strebungen,  die  auf  Errichtung  weiterer  Si)arkassen  hinwirkten, 
wohlwollend  und  fördernd  zur  Seite  stand,  auch  nach  Kräften 
allerorts  das  Interesse  für  die  neue  Institution  zu  erwecken  suchte. 

Zu  denen,  welche  am  wirksamsten  für  die  weitere  Ausbrei- 
amg  der  Sparkassen  Propaganda  machten,  gehörte  der  verdienst- 
voWg  Gründer  der  Mannheimer  Sparkasse  v.  Jagemann.  Er  hatte 
sich  eingehend  mit  dem  englischen  Sparkassenwesen  und  dessen 
gesetzlicher  Regelung  durch  die  Parlamentsaktc  vom  12.  Juli  1817 
.’ertraut  gemacht.  Die  Anregungen  die  er  diesem  Studium 
.erdankte,  erweckten  in  ihm  zunächst  die  Absicht,  bei  der  Re- 
'ieiung  die  Schaffung  einer  Landessparkasse,  wie  sie  in  Württem- 
berg seit  1817  bestand,  anzuregen.  Er  gab  aber  diesen  Gedanken 
bald  wieder  auf,  da  er  die  finanziellen  und  politischen  Bedenken, 
velche  einer  solchen  Erweiterung  des  Gebietes  der  Staatsaufgaben 
mtgegenstehen,  wohl  einsah. 

Er  reichte  deshalb  am  20.  März  1824  dem  Ministerium  des 
nnern  eine  Denkschrift  ein,  in  welcher  er  den  Erlass  einer  Ver- 
ordnung, die  Einführung  der  Sparkassen  im  Grossherzogtum  Ba- 
den betreffend,  forderte.  In  dieser  Denkschrift  vertrat  er  den 
.Standpunkt,  dass  es  Pflicht  der  Regierung  sei,  bezüglich  der  Er- 
• ichtung  von  weiteren  Sparkassen  selbst  die  Initiative  zu  ergreifen. 
Er  wies  auf  den  hohen  moralischen  Wert  hm,  welcher  der  Spar- 
hasse  innewohnt,  auf  den  Nutzen,  welchen  die  Förderung  des 
Volkswohlstandes  auch  für  den  Staat  hat,  auf  die  staatstreue  Ge- 
; innung,  die  durch  einen  wenn  auch  kleinen  Besitz  erweckt  wird, 

; uf  die  Wohlthat,  welche  die  Sparkassen  den  ärmeren  Volksklas- 
‘en  erweisen.  Es  böten  sich  nun  zwei  Wege  dar;  einmal  die 
Errichtung  einer  staatlichen  Landessparkasse  für  das  ganze  Gross- 
1 erzogtum,  dann  aber  die  Errichtung  einer  grösseren  Anzahl  selb- 
ständiger Sparkassen  in  den  einzelnen  Orten  des  Landes,  v.  läge- 
nann  empfahl  den  letzteren  Weg.  Nur  durch  Dezentralisieren 
1 önne  das  Aufbewahren  und  Sammeln  kleiner  Ersparnisse  erreicht 
\ /erden,  nur  Lokalverwaltungen  seien  geeignet,  den  Sinn  für  Spar- 
samkeit zu  wecken  und  zu  pflegen.  Als  wesentliches  Erfordernis 
£ ber  sei  die  Beihilfe  des  Staates  für  vorteilhafte  und  sichere  Un- 
tirbringung  der  Spareinlagen  anzusehen.  Die  Schwierigkeiten, 

\ 'eiche  der  Karlsruher  und  Mannheimer  Anstalt  in  dieser  Bezie- 
I ung  bisher  erwachsen  seien,  wären  der  Hauptgrund,  weshalb 
c ie  Errichtung  weiterer  Sparkassen  so  wenig  voran  käme.  Ein 
Eingreifen  des  Staates  in  dieser  Richtung  aber  setze  voraus,  dass 
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die  Gründung  und  Verwaltung  der  Sparkassen  ich  nach  gewissen 
Grundsätzen  richtet,  welche  diesem  Zweck  entsprechend  am  besten 
von  der  Regierung  selbst  in  Form  von  Normativbestimmungen  fest- 
gesetzt würden.  Von  der  Innehaltung  derselben  sei  sodann  die  staat- 
liche Genehmigung  abhängig  zu  machen. 

Die  Vorschläge  v.  Jagemann’s  gipfelten  in  Folgendem.  Die 
Regierung  solle  die  Grossh.  Amortisationskasse  ermächtigen,  die 
bei  den  Sparkassen  eingelegten  Gelder  in  ganzen  Beträgen  von 
wenigstens  50  fl.  zu  4^/o°/o  verzinslich  anzunehmen.  Da  die  Amor- 
tisationskasse bereits  seit  einiger  Zeit  als  Geldanlagestelle  für  die 
Karlsruher  Sparkasse,  soweit  diese  ihre  Gelder  nicht  beim  Leih- 
hause nutzbar  machen  konnte,  diente,  so  erschien  sie  besonders 
geeignet  für  diesen  Zweck,  zumal  sie  einen  sicheren  Garantiefonds 
und  das  allgemeine  Vertrauen  besass,  die  Verwaltung  auch  die 
allgemeine  Befugnis  hatte,  zur  Deckung  ihrer  laufenden  Bedürf- 
nisse Anleihen  aufzunehmen.  Sie  sollte  für  die  ihr  überwiesenen 
Sparkassengelder  auf  den  Namen  der  Sparkassen  lautende,  nicht 
übertragbare  Schuldurkunden  ausstellen.  Die  Gelder  sollten  jeder- 
zeit  nach  I4tägiger  Kündigung  rückzahlbar  sein.  Ferner  sollte 
die  Regierung  den  Sparkassen  für  alle  Verhandlungen  und  Aus- 
fertigungen Tax-,  Stempel-  und  Sportelfreiheit,  für  alle  Postsen- 
dungen Portofreiheit  bewilligen. 

Alle  Vergünstigungen  wären  aber  nur  diejenigen  Sparkassen 
zu  geniessen  berechtigt,  welche  nach  den  von  der  Regierung  iest- 
zusetzenden  Normativbestimmungen  gegründet  und  verwaltet  wür- 
den. Dadurch  sollte  sich  die  Regierung  einen  gewissen  Einfluss 
bei  der  Errichtung  von  Sparkassen  sichern,  damit  sie  denselben 
zur  möglichsten  P'örderung  des  allgemeinen  Wohles  verwenden 
könne.  Um  einen  Anhalt  für  die  zu  erlassenden  Bestimmungen 
zu  gewähren,  fügte  v.  Jagemann  den  Entwurf  eines  Norinalsta- 
tutes  bei. 

Sparkassen  sollten  hiernach  nur  in  Städten  errichtet  werden, 
in  denen  sich  Expeditionen  der  fahrenden  Post  befanden.  Je  nach 
Umständen  könnte  ihnen  ein  grösserer  oder  kleinerer  Bezirk  um- 
liegender Gemeinden  zugeteilt  werden.  Zur  Geldanlage  sollten 
ausser  den  Ersparnissen  der  ärmeren  Volksklassen  und  von  Kin- 
dern auch  die  Kassenvorräte  von  Kranken-  und  Sterbekassen, 
Ueberschüsse  der  Armenkassen  und  Waisengelder,  letztere  in 
kleineren  Beträgen,  zugelassen  werden.  Der  übrige  Inhalt  des 
Entwurfs  schloss  sich  den  Bestimmungen  des  Mannheimer  Spar- 
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kassenstatuts  an.  Der  Ueberschuss  sollte  zur  Bildung  eines  kleinen 
Reservefonds,  der  darüber  hinaus  übrig  bleibende  Rest  zu  Auf- 
munterungsprämien an  fleissige  Sparer  nach  dem  Ermessen  der 
Generalversammlung  der  Sparkassenverwallungen  verwendet  wer- 
den. Die  Verwaltungsräte  sollten  aus  3 bis  .5  Mitgliedern  bestehen, 
von  den  betreffenden  Stadträten  in  Gemeinschaft  mit  den  Bürger- 
ausschüssen gewählt  und  von  den  Bezirksämtern  verpflichtet  werden. 
Ihre  Verwaltung  wäre  durch  einen  städtischen  Kommissar  zu  be- 
aufsichtigen. Spareinlagen  sollten  mindestens  i fl.  und  nicht  mehr 
als  boo  fl.  betragen  und  mit  4°/o  verzinst  werden. 

Die  Jagemann’sche  Denkschrift  bezweckte  , das  Ministerium 
zu  veranlassen,  die  Weiterentwicklung  des  Sparkassenwesens  zwar 
m bestimmte  Bahnen  zu  lenken,  im  übrigen  aber  hinsichtlich  der 
Giündung  weiterer  Sparkassen  den  Gemeinden  freie  Hand  zu  lassen. 
Im  Gegensatz  hierzu  vertrat  der  Kassierer  <ler  Amortisationskasse 
Scholl,  welcher  im  März  des  folgenden  Jahres  dem  Alinisterium 
ebenfalls  eine  Denkschrift  überreichte,  den  Standpunkt,  der  Staat 
solle  durch  Errichtung  einer  allgemeinen  Landessparkasse  nach 

dem  Muster  der  württembergischen  das  Sparkassenwesen  in  eigene 
Verwaltung  nehmen. 

Diese  »Badische  Sparkasse«  solle  unter  Garantie  der  Grossh. 
Regierung  und  unter  der  Oberaufsicht  des  Ministeriums  des  In- 
nern stehen.  Einlagen,  welche  alle  Kreise  der  Bevölkerung,  auch 
Ausländer,  machen  dürften,  sollten  mindestens  i fl.  betragen.'  Nach 
oben  war  eine  Beschränkung  nicht  vorgesehen.  Auswärtige  sollten 
tui  Einsendung  ihiei  Einlagen  Portofreiheit  zugestanden  erhalten, 
ausserdem  würde  in  jedem  Amtsbezirk  eine  angesehene  Persön- 
lichkeit mit  der  Annahme  von  Spargeldern  zu  betrauen  sein.  Die 
Verzinsung  sollte  3^3  °/o  betragen. 

Del  V erfasser  des  Entwurfs  hatte  den  Pänlagezinsfuss  aus 
dem  Grunde  so  niedrig  gegriffen,  um  der  Sparkasse  zu  ermög- 
ichen , aus  ihren  Ueberschüssen  einen  Prämienfond  für  Dienst- 
aoten,  Handwerker  und  arme  Kinder  zu  bilden.  Der  Zins  sollte 
lur  bei  Kapitalien,  die  mindestens  50  fl.  betrugen,  am  Phide  des 
lahres  ausgezahlt , sonst  aber  dem  Konto  des  Einlegers  gutge- 
ichrieben  weiden.  Die  Verzinsung  sollte  erst  mit  Beginn  des  nächst- 
ülgenden  Quartals  aiifangen  und  mit  dem  Ende  des  vor  der  Rück- 
ahlung  abgelaufenen  Quartals  aufhören ; sie  sollte  nicht  eintreten, 
\enn  die  Einlage  vor  Ablauf  eines  Jahres  wieder  zurückerhoben 
\üide.  bür  Rückforderungen,  die  500  fl.  überstiegen,  w'ar  eine 
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dreimonatliche  Kündigungsfrist  vorgesehen.  Einlagen,  welche  mit 
dem  Interesse  der  Sparkasse  nicht  vereinbar  seien , w’ären  von 
der  Verwaltung  nach  dreimonatlicher  Kündigung  zurückzuzahlen. 
Der  Ueberbringer  des  Sparbuchs  hätte  als  berechtigt  zur  Ivmpfang- 
nahme  der  zurückgeforderten  Einlage  zu  gelten ; die  Kasse  sollte 
nur  berechtigt,  nicht  veriDflichtet  sein,  bei  etwaigem  Verdacht  Be- 
w^eis  der  Rechtmässigkeit  des  Besitzes  des  Sparbuches  zu  fordern. 
Der  § i8  des  Entwurfs  verpflichtete  die  Sparkasse  hinsichtlich 
der  Namen  der  Einleger  zu  strenger  Geheimhaltung.  Die  ihr  an- 
vertrauten Gelder  sollten  entweder  gegen  hinlängliches  Unterpfand 
nach  den  gesetzlichen  Bestimmungen  an  Gemeinden  oder  Private 
ausgeliehen  oder  bei  öffentlichen  Kassen  angelegt  werden. 

Zu  dem  vorgeschlagenen  Prämienfond  sollte  nur  die  Hältte 
des  jährlichen  Ueberschusses  verwandt  werden,  die  andere  blälfte 
sei  als  Reservefond  anzusammeln.  Zur  Aufsicht  und  Leitung  war 
ein  Verw'altungsrat  von  12  in  Karlsruhe  w’ohnenden  Mitgliedern 
vorgesehen.  Ausserdem  sollten  im  Lande  korrespondierende  Mit- 
glieder des  Verw'altungsrats  ernannt  werden,  welche  das  Interesse 
der  Sparkasse  und  ihrer  Teilnehmer  wahrzunehmen  und  auf  ihre 
weitere  Verbreitung  hinzuwirken  hätten. 

In  diesem  Statutenentwurf  ist  ein  bemerkenswerter  P'ortschritt 
gegen  die  Statuten  der  beiden  in  Karlsruhe  und  Mannheim  schon 
bestehenden  Sparkassen  unverkennbar.  Er  trägt  allen  Rechtsver- 
hältnissen Rechnung  und  regelt  dieselben  in  einer  Weise,  zu  wel- 
cher andere  Sparkassenstatuten  erst  sehr  viel  später  gelangt  sind. 
Es  bedarf  zum  Bew-eise  hierfür  nur  des  Hinw'eises  auf  die  geplante 
Anlage  der  Gelder  in  Hypotheken,  ferner  auf  die  Bestimmung, 
dass  die  Kasse  berechtigt,  aber  nicht  verpflichtet  sein  sollte,  die 
Legitimation  des  Inhabers  des  Sparbuches  bei  verlangter  Rück- 
zahlung zu  prüfen. 

Die  Vorschläge  v.  Jagemann’s  sowie  Scholl's  begegneten  im 
Ministerium  des  Innern  lebhaftem  Interesse.  Das  Ministerium  war 
anfangs  der  Idee  Scholl's  geneigt.  Sie  kam  ihm  insofern  entgegen, 
als  es  zu  dieser  Zeit  gerade  mit  dem  Plan  umging,  eine  allge- 
meine Hinterlegungskasse  für  Baden  nach  dem  Muster  der  fran- 
zösischen Caisse  des  depöts  et  consignations  zu  errichten.  Diese 
Anstalt  konnte  mit  der  Landessparkasse  vereinigt  werden.  Be- 
züglich der  Ausführung  dachte  man  auch  daran , die  Gründung 
einer  Aktiengesellschaft  zu  veranlassen  und  diese  mit  weitgehenden 
Privilegien  zu  versehen.  Ivrwägungen  sachlicher  Natur  bewirkten 
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jedoch,  dass  das  Ministerium  sich  bald  den  Vorschlägen  v Ta-e 
n,a„n  s zuwandte.  Die  Ertichtung  einet-  Landesspatkasse  ' iadt' 

hab  hätte  zwar  den  Vorzug  ge- 

ch  in  z I Sparanstaft  er- 
den weitesterKr’  “ , ""  Sparkassen  rasch 

den  weitesten  Kretsen  zugänglich  zu  machen,  aber  zugleich  hatte 

die  Sparkasse  den  Charakter  einer  Staatsbehörde  erSen  eine 

eicL^KontToIld''“"  Beschaffen,  ein  umfang- 

lei  Kon  rolldienst  eingerichtet  werden  müssen,  oder  aber  sie 

ei^e''  1 l“  Aktiengesellschaft  und  den  Interessen 

r , einen  nzahl  Aktionäre  dienstbar  geworden.  Die  Anhäu 

ung  der  Ersparnisse  des  Volkes  ln  derH^nd  der  Renierut  Hb 
feruei  zu  Bedenken  politischer  Natur  Anlass 

steritmriiHvTr'r  ""  Finanzmini- 

in  \ erhandlungen  ein  bezüglich  der  Art  und  Weise  wie 

gemäss  den  v.  Jagemann'schen  Vorschlägen  der  Geldverkehi  der 

Grossh.  Amortisationskasse  mit  den  Sparkassen  zu  regeln  L Da" 

hinanzmin, Stenum  zeigte  sich  anfangs  auch  nicht  abgeneigt  dH 

Geschaftskreis  der  Amortisationskasse  in  diesem  Sinn  zu“  enli 

lern,  spater  lehnte  es  jedoch  alle  dahingehenden  Vorschläge  ab 

m 20  Juh  1S27  erhess  das  Ministerium  des  Innern  folgenden 
Erlass  an  die  Direktorien  der  10  Kreise:  '0'„>=nden 

bestä'tDm  "ln  Frfahrung  in  einigen  Städten  des  Landes 

be  tätig  e Nützlichkeit  der  Sparkassen  für  die  minder  beinit- 

Hach’t  diHT  “l't Klassen  der  Dienstboten 
lacht  die  Ausdehnung  dieser  Anstalten  auf  das  ganze  Gross- 

lerzogtum  wünschenswert.  Dieser  Zweck  kann  auf  zweifache 

Weise  erreicht  „erden,  entweder  durch  eine  dahier  zu  erriciw 

tende  allpraeine  Anstalt,  die  aus  allen  Teilen  des  Grossherzo»- 

turas  Einlagen  anzunehmen  hätte,  neben  welcher  die  dermalen 

bestehenden  städtischen  Sparkassen  fortbestehen  könnten  - 

oder  durch  Vervielfältigung  der  Institute. 

Ueber  die  Errichtung  einer  Sparkasse  für  das  ganze  Gross- 
herzogtum  in  hiesipr  Residenz  liegt  ein  Plan  vor,  den  man  in 
der  Anlage  dem  Kreisdirektorium  mitteilt. 

g’eiche  Zweck  würde  auf  dem  andern  Wege  durch 

iels  K mehreren  Städten 

unte  der  T r “"‘"  Verwaltung  und  Garantie  und 

niHso-  K werden,  dass  zu  den  Statuten- 

in  agen  auch  Auswärtige  überhaupt  oder  aus  be- 


I 

1 


' ? stimmten  Bezirken  zugelassen  würden.  Für  mögliche  Verluste 

müssten  dabei  den  städtischen  Aerarien  die  aus  der  Verschie- 
denheit der  Zinsen  der  Aktiv-  und  Passivkapitalien  sich  erge- 
benden  Ueberschüsse  zugewendet  werden. 

Uns  scheint  der  letztere  Weg  den  Vorzug  zu  verdienen, 
und  wir  wünschen  daher , dass  die  Kreisdirektorien  die  Stadt- 
räte derjenigen  Städte,  in  welchen  die  Krrichtimg  einer  solchen 
Anstalt  als  zweckmässi"  erscheint,  hierüber  vernehmen  und 
über  den  Gegenstand  überhaupt  ihre  gutachtliche  Meinung 
äussern.  Eine  Gleichförmigkeit  der  Statuten  ist  durchaus  nicht 
erforderlich  , sondern  es  würde  jede  , dem  Zweck  im  wesent- 
lichen entsprechende  Einrichtung,  über  welche  die  beteiligten 
Städte  die  erforderlichen  Entwürfe  seinerzeit  vorzulegen  hätten, 
die  Genehmigung  erhalten  können.  Zur  Beurteilung  der  Sache 
wird  dem  Kreisdirektorium  und  den  betretfenden  Stadträten 
die  Kenntnis  der  dermalen  für  die  hiesige  Residenzstadt  sowie 
^ der  für  Mannheim  bestehenden  Einrichtungen  nicht  undienlich 

sein;  man  weist  daher  unter  heutigem  die  betrettenden  Be- 
hörden an,  demselben  gedruckte  Exemplare  der  Statuten  dieser 
^ Sparkassen  nebst  der  letzten  Bilanz  mitzuteilen.« 

Die  auf  diesen  Erlass  eingegangenen  Berichte  der  Kreisdirek- 
torien sprechen  sich  hinsichtlich  der  in  Anregung  gebrachten 
Fragen  nicht  überein.stimmend  aus.  Für  die  Errichtung  der  all- 
< gemeinen  Sparkasse  im  Grossherzogtum  waren  nur  das  Direkto- 

rium des  Seekreises  in  Konstanz,  sowie  das  des  Prtnz-  und  Enz- 
kreises  in  Durlach.  Alle  übrigen  verneinten  die  Frage  nach  der 
Zweckmässigkeit  der  Landessparkasse.  Bezüglich  der  Frage  der 
Errichtung  weiterer  Ürtssparkassen  hatten  die  zur  Begutachtung 
aufgeforderten  Stadträte  nur  zum  Teil  ihre  Bereitwilligkeit  zuge- 
standen (Wertheim,  Durlach,  Rastatt,  Kenziugen,  Pfullendorf,  Vil- 
lingen  ; Heidelberg  und  Lahr  wollten  mit  der  Sparkasse  gleich- 
zeitig ein  Leilihaus  verbunden  sehen).  Der  grössere  Teil  sprach 
sich  gegen  die  Errichtung  von  Sparkassen  in  ihren  Bezirken  aus 
(unter  andern  Bruchsal,  Pforzheim,  Offenburg).  Als  Gründe  machten 


letztere  Städte  namentlich  die  Schwierigkeiten  geltend,  welche  der 
Geldanlage  entffegenstanden.  Die  Gemeinden  waren  alle  stark  mit 

O O Ö 

Kriegsschulden  belastet.  Die  Vorschläge,  die  hie  und  da  laut 
wurden , z.ur  Bezahlung  dieser  die  Spareinlagen  zu  verwenden, 
stiessen  auf  neue  Einwendungen,  ln  diesem  Falle  hätten  die  Stadt- 
kassen selbst  als  Sparkassen  zu  fungieren,  einen  erheblichen  Teil 

Volkswirtschaft!  Abhandl.  V.  Bd.  "l 
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ihrer  Baarbestäncle  müssten  sie  zu  Rückzalilungen  tot  liegen  lassen, 
gleichzeitig  aber  auch  mit  einem  nicht  zu  niedrigen  Zinsfuss  ver- 
zinsen , um  iliren  Zweck  zu  erfüllen.  Sodann  bestanden  Schwie- 
rigkeiten bezüglich  der  Verwaltung.  Die  Uebertragung  derselben 
an  die  Gemeinderechner  war  diesen  nach  ihrer  damaligen  Lage 
kaum  zuzumuten. 

Die  Kreisdirektoi ien  schlossen  sich  diesen  Einwendungen  an. 
Es  geht  aus  ihren  Berichten  allerdings  hervor,  dass  sie  die  Ab- 
neigung der  meisten  Stadtgemeinden  zum  Teil  auf  Rechnung  einer 
auch  sonst  obwaltenden  Abneigung  gegen  Neuerungen  setzten, 
aber  sie  vermochten  nicht,  gegen  Einwendungen,  die  sachlich  be- 
rechtigt waren,  sich  ablehnend  zu  verhalten. 

In  Heidelberg  hatte  der  Regierungserlass  vom  20.  Juli  182; 
die  Wiederaufnahme  der  früheren  Verhandlungen  bezüglich  Er- 
richtung einer  Sparkasse  und  eines  Leihhauses  zur  Eolge,  die,  wie 
schon  erwähnt,  zum  Ziel  führten.  Im  übrigen  hat  zwar  der  Erlass 
vorläufig  kein  positives  Ergebnis  zu  verzeichnen  gehabt,  aber  es 
ist  doch  ihm  im  wesentlichen  zuzuschreiben,  wenn  überall  im  Lande 
das  Interesse  und  das  Verständnis  für  eine  wichtige  soziale  Auf- 
gabe der  Gemeinden  erweckt  und  gestärkt  wurden.  Die  Wünsche, 
die  auf  Errichtung  von  Sparkassen  sich  richteten,  fanden  in  immer 
weiteren  Kreisen  Zustimmung  und  Anerkennung  und  in  fast  allen 

Städten  bildeten  sich  Komites,  welche  in  diesem  Sinne  erfolgreich 
agitierten. 

Auch  die  Regierung  behielt  die  in  Fluss  gekommene  Bewe- 
gung zu  Gunsten  der  Sparkassen  im  xAuge.  Um,  soweit  thunlich, 
eine  einheitliche  Entwickelung  in  die  Wege  zu  leiten  und  um  Ein- 
fluss auf  die  Verwaltung  und  innere  Einrichtung  der  Sparkassen 
zu  gewinnen,  ergieng  seitens  des  Staatsministeriums  unterm  2.  Au- 
gust 1832  folgender  Erlass: 

»Se.  Königl.  Hoheit  haben  auf  den  Vortrag  des  Ministerii 
des  Innein  vom  26.  Juni  d.  J.  Nr,  8699  gnädigst  zu  genehmigen 
geruht, 

dass  die  Errichtung  von  Sparkassen  in  allen  Gemeinden, 
welche  eine  solche  Anstalt  gründen  wollen , unter  folgenden 
Veraussetzungen  und  Bedingungen  zu  gestatten  sei : 

I.  dass  die  Statuten  der  Mannheimer  oder  der  Karlsruher 
Sparkasse  zum  Grunde  gelegt  werden,  jedoch  der  Zinsfuss  von 
den  eingelegten  Geldern  als  von  Zeit  und  Umständen  abhängig 
überall  der  freien  Bestimmung  überlassen  bleibe. 


• U 2.  dass  die  Gemeinde  die  Anstalt  übernehme  und  daher 

I als  solche  mit  ihrem  Vermögen  und  Einkommen  für  die  von 

der  Sparkasse  übernommenen  Verbindlichkeiten  hafte,  dass 

3.  deshalb  die  von  dem  Stadtrat  und  dem  Bürgerausschuss 

*;  beratenen  Statuten  durch  Gemeindebeschluss  in  einer  nach  den 

gesetzlichen  Formen  abzuhaltenden  Gemeindeversammlung  an- 
genommen werden,  dass  endlich 

4.  der  Re^ierungs^enelimigung  eine  Untersuchung  des  öko- 

■ nomischen  Zustandes  der  Gemeinde  vorausgehe  und  die  Geneh- 

I migung  nur  dann  erteilt  werde,  wenn  gegen  die  hähigkeit  der 

Gemeinde,  jederzeit  statutenmässig  prompte  Bezahlung  zu  leisten, 
sich  keine  Bedenklichkeiten  erheben. 

* Beschlossen  zu  Karlsrulie  im  Grossherzoglichen  Staatsmini- 

sterium, gez.  Winter.« 
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Ich  bin  geboren  am  30.  September  1870  zu  Düsseldorf  als 
Sohn  des  Zahlmeisters  Friedrich  Schulte  und  seiner  Gattin  Katha- 
rina geh.  Grube.  Mein  Vater  wurde  einige  Jahre  später  nach 
Münster  in  Westf.  versetzt,  wo  er  1895  als  Militär-Intendantur- 
sekretär verstorben  ist.  Ich  wurde  in  der  evang.  Konfession  ge- 
tauft und  erzogen  und  erhielt  meine  Schulbildung  zunächst  auf 
der  evangelischen  Volkss  chule  zu  Münster,  sodann  auf  dem  Königl. 
Paulinischen  Gymnasimn,  endlich,  von  der  Klasse  Untersekunda 
ab,  auf  dem  städtischen  Realgymnasium  daselbst.  An  letztge- 
nannter Anstalt  besta-d  ich  Michaelis  1892  die  Maturitätsprüfung. 
Ich  habe  zuerst  auf  e r Königl.  Akademie  zu  Münster  und,  nach 
Absolvierung  meines  Militärjahres,  auf  der  Königl.  Technischen 
Hochschule  zu  Hanno  ;er  Chemie  studiert,  wandte  mich  aber  später, 
innerer  Neigung  folgend,  volkswirtschaftlichen  Studien  zu  und  be- 
zog im  W.  S.  1896/97  die  Königl.  Georg- Augusts-Universität  zu 
Göttingen,  wo  ich  die  Vorlesungen  der  Herren  Geh.  Reg. Rat 
Lexis  und  Prof.  G.  Cohn  und  R.  Ehrenberg  hörte  und  an  den 
Hebungen  des  staatswissenschaftlichen  Seminars  und  des  Seminars 
für  Versicherungswissenschaft  teilnahm.  Daneben  hörte  ich  auch 
privat-  resp.  handelsrechtliche  und  historische  Vorlesungen.  Im 
Frühjahr  1898  hospitierte  ich  einige  Monate  in  Berlin  an  den  sta- 
tistischen Hebungen  bei  Herrn  Geh. Rat  Boeckh  und  erhielt  am 
I.  Juli  eine  Anstellung  am  mathematisch-statistischen  Bureau  der 
Rheinischen  Hypothekenbank  in  Mannheim,  in  welchem  ich  z.  Zt. 
noch  thätig  bin. 

Die  vorliegende  Arbeit,  welche  demnächst  in  erweiterter  PMrm 
in  den  Volkswirtschaft!.  Abhandlungen  badischer  Hochschulen 
erscheinen  wird,  verdankt  ihre  Entstehung  der  Anregung  meines 
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verehrten  Chefs,  Herrn  Geheimen  Hofrats  Dr.  F.  Hecht,  auf 
dessen  Verwendung  mir  das  Grossh.  Badische  Ministerium  des 
Innern,  sowie  das  Grossh.  General-Landes-Archiv  bereitwilligst 
die  Durchsicht  ihrer  Akten  gestatteten.  Den  genannten  hohen  Be- 
hörden, sowie  meinen  geehrten  Herren  Lehrern,  insbesondere 
ierrn  Geh.  Hofrat  Dr.  Hecht  erlaube  ich  mir  an  dieser  Stelle 
iieinen  wärmsten  Dank  auszusprechen. 

Mannheim,  im  November  1900. 

Friedrich  Schulte. 
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